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Datum Uhrzeit 
  
  

Bindefrist endet am 

 
Vergabenummer 
 

Maßnahmenummer 

Maßnahme 
 
 
 
 

Leistung/CPV 
 

 
 

 
Aufforderung zur Abgabe eines Angebots 

(Vergabeverfahren gemäß VgV) 

Anlagen 

A) die beim Bieter verbleiben und im Vergabeverfahren zu beachten sind: 
  
☐ IV 2111EU F Gewichtung der Zuschlagskriterien  
☐ IV 212EU Teilnahmebedingungen – offenes Verfahren 
☐ IV 2121 Teilnahmebedingungen bei elektronischen Vergabeverfahren über die  

Vergabeplattform Berlin 
☐ IV 407 F Verpflichtung gemäß Verpflichtungsgesetz 
☐  Bedarfsprogramm, Vorplanungsunterlage (VPU), Bauplanungsunterlage (BPU) 
☐  Lageplan 
☐  weitere Projektunterlagen 
☐   
☐   
☐   
   
 

Sonstige Informationen aus der Vergabe
Datenschutzhinweise der Abt. V (Artikel 13 DSGVO)
Einhaltung restriktiver Maßnahmen ggü. Russland (Wirt-124.1)

Generalplanerleistungen - 71221000 Dienstleistung von Architekturbüros bei Gebäuden

Cantianstr. 24, 10437 Berlin
Sanierung und Modernisierung - 2. Bauabschnitt - (Neubau des Stadions)
Friedrich-Ludwig-Jahn-Sportpark - FLJS-2BA

12327E70007VM_26118_VgV_O_Ge

22.09.2026

11:3023.07.2026

Deutschland
Berlin10707

23.06.2026Fehrbelliner Platz 4

- V M 1 -
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen

https://senstadtfms.stadt-berlin.de/intelliform/forms/eabau/berlin/iv_2111euf/index
https://senstadtfms.stadt-berlin.de/intelliform/forms/eabau/berlin/iv_407f/index
https://senstadtfms.stadt-berlin.de/intelliform/forms/eabau/berlin/iv_2121/index
https://senstadtfms.stadt-berlin.de/intelliform/forms/eabau/berlin/iv_212eu/index
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B die beim Bieter verbleiben und Vertragsbestandteil werden: 
   
☐   Vertragsentwurf mit Anlagen 
☐  Teile der Leistungsbeschreibung: Beschreibung, Pläne, sonstige Anlagen 
☐   Alle im Vertragsdokument unter Nr. 2.1, außer den hier unter C genannten Anlagen  
☐   
☐   
☐   
☐   
  
C Die, soweit erforderlich, bis zum Ablauf der Angebotsfrist ausgefüllt einzureichen sind 
   
☐ IV 213 F bzw.  

IV 213e F 
Angebotsschreiben 

☐ IV 2131 F Angebotsschreiben mit Honorarangebot HOAI 
☐ IV 2132 F Angebotsschreiben mit Honorarangebot frei verhandelbar 
☐   Vertragsentwurf mit Anlagen 
☐ IV 1222EU F Bewerberbogen 
☐ IV 124 F Eigenerklärung zur Eignung 
☐  Einheitliche Europäische Eigenerklärung 
☐ IV 125 F Unteraufträge, Eignungsleihe  
☐ IV 126 F Verpflichtungserklärung benannter Unternehmen 
☐ IV 128 F Erklärung der Bewerber- /Bietergemeinschaft 
☐ IV 4021 F Eigenerklärung zur Frauenförderung 
☐  Aufstellung der für die Ausführung des Auftrags verantwortlichen Personals (Name 

und Nachweise der berufliche Qualifikation der Personen) 
☐       

☐       

☐       

☐       

☐       

1 Es ist beabsichtigt, die in beiliegender Leistungsbeschreibung bezeichneten Leistungen zu ver-
geben im Namen und für Rechnung:  

 
 
 
 
 

2 Kommunikation  
 Die gesamte Kommunikation erfolgt elektronisch über die Vergabeplattform Berlin. 

3 Vorlage von Nachweisen, Angaben, Unterlagen 

3.1 Folgende Nachweise, Angaben, Unterlagen sind mit dem Angebot einzureichen: 
 ☐ siehe Auftragsbekanntmachung 
 ☐ siehe Auflistung der Anlagen, Teil C 

 ☐       
 

 ☐       
 

 ☐       
 

  

10707 Berlin
Fehrbelliner Platz 4

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen

Zusatzerklärung zur EEE (ZEEE)
Vertragsentwurf ohne Anlagen
FLJS_BA02_Angebotsblatt_GU-Controlling

https://senstadtfms.stadt-berlin.de/intelliform/forms/eabau/berlin/iv_213f/index
https://senstadtfms.stadt-berlin.de/intelliform/forms/eabau/berlin/iv_213ef/index
https://senstadtfms.stadt-berlin.de/intelliform/forms/eabau/berlin/iv_2131f/index
https://senstadtfms.stadt-berlin.de/intelliform/forms/eabau/berlin/iv_2132f/index
https://senstadtfms.stadt-berlin.de/intelliform/forms/eabau/berlin/iv_124f/index
https://senstadtfms.stadt-berlin.de/intelliform/forms/eabau/berlin/iv_125f/index
https://senstadtfms.stadt-berlin.de/intelliform/forms/eabau/berlin/iv_126f/index
https://senstadtfms.stadt-berlin.de/intelliform/forms/eabau/berlin/iv_128f/index
https://senstadtfms.stadt-berlin.de/intelliform/forms/eabau/berlin/iv_1222euf/index
https://senstadtfms.stadt-berlin.de/intelliform/forms/eabau/berlin/iv_4021f/index
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3.2 Nachforderung 

Zur Nachforderung fehlender Unterlagen, deren Vorlage mit dem Angebot gefordert war:  
siehe Auftragsbekanntmachung. 

 
3.3 Folgende Nachweise/Angaben/Unterlagen sind auf gesondertes Verlangen der Vergabestelle 

vorzulegen: 
 ☐ siehe Auftragsbekanntmachung 

 ☐ IV 126 F Verpflichtungserklärung benannter Unternehmen 

 ☐ IV 1240 F Liste geeigneter Referenzen 

 ☐       

 ☐       

 ☐       

 ☐       

 ☐       

3.4 ☐ Vorlage von mit dem Angebot auf gesonderter Anlage vorzulegenden Unterlagen zu den in der 
Anlage Gewichtung der Zuschlagskriterien genannten bzw. angekreuzten Zuschlagskriterien: 

 

 

 

 
  

4 Losweise Vergabe: 
 ☐ nein 
 ☐ ja, Angebote sind möglich  
  ☐ nur für ein Los 
  ☐ für ein Los oder mehrere Lose: 
   ☐ siehe Auftragsbekanntmachung 

   

☐       
      
      
      
      

  ☐ nur für alle Lose (alle Lose müssen angeboten werden) 
 

 Bei zugelassener Angebotsabgabe für mehr als ein Los: 
 ☐ Beschränkung der Zahl der Lose, für die ein Bieter den Zuschlag erhalten kann. 
  Höchstzahl: siehe Auftragsbekanntmachung 

  Bedingungen zur Ermittlung derjenigen Lose, für die ein Bieter den Zuschlag erhält, falls sein An-
gebot in mehr Losen das wirtschaftlichste ist als der angegebenen Höchstzahl an Losen: 

  

      
      
      
      
      
 

  

https://senstadtfms.stadt-berlin.de/intelliform/forms/eabau/berlin/iv_126f/index
https://senstadtfms.stadt-berlin.de/intelliform/forms/eabau/berlin/iv_1240f/index
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5 Nebenangebote 

5.1 ☐ Nebenangebote sind nicht zugelassen; Nr. 4 der Teilnahmebedingungen (Formblatt IV 212EU) gilt 
nicht. 

5.2 ☐ Nebenangebote sind zugelassen (siehe auch Nr. 4 der Teilnahmebedingungen, Formblatt 
IV 212EU), ausgenommen Nebenangebote, die Nachlässe mit Bedingungen beinhalten 

☐ für die gesamte Leistung
☐ nur für nachfolgend genannte Bereiche:

☐ mit Ausnahme nachfolgend genannte Bereiche:

☐ unter folgenden weiteren Bedingungen:
☐ Mindestkriterien für das Nebenangebot:

☐

6 Angebotswertung 

Kriterien für die Bewertung der Haupt- und ggf. Nebenangebote 
☐ Zuschlagskriterien gemäß Auftragsbekanntmachung
☐ Zuschlagskriterien: siehe Formblatt IV 2111EU F – Gewichtung der Zuschlagskriterien
☐ Zuschlagskriterium Preis

Der Preis wird aus der Wertungssumme des Angebotes ermittelt.
Die Wertungssummen werden ermittelt aus den nachgerechneten Angebotssummen, insbeson-
dere unter Berücksichtigung von Nachlässen.

☐

7 Zugelassene Angebotsabgabe 

Das Angebot ist zusammen mit den Anlagen elektronisch in Textform bis zum Ablauf der Angebotsfrist 
über die Vergabeplattform Berlin der Vergabestelle zu übermitteln. 

die Vergabebestimmungen wenden kann:

Vergabekammer (§ 156 GWB): 

Vergabekammer des Landes Berlin 
Martin-Luther-Straße 105 
10825 Berlin  
Telefon: +49 30 9013 8316   Fax: +49 30 9013 7613 

8 Behörde, an die sich der Bewerber oder  Bieter zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen

https://senstadtfms.stadt-berlin.de/intelliform/forms/eabau/berlin/iv_212eu/index
https://senstadtfms.stadt-berlin.de/intelliform/forms/eabau/berlin/iv_212eu/index
https://senstadtfms.stadt-berlin.de/intelliform/forms/eabau/berlin/iv_2111euf/index
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9 Sonstiges 

 
 
 

Der Vertragsentwurf ist lesbar an allen gelb (farblich/interaktiv) markierten Stellen auszufüllen
und mit dem Angebot abzugeben.
In den Dokumenten "IV 213 eF_26118" und "FLJS_BA02_Angebotsblatt_GU-Controlling" sind die 
gelben Felder manuell auszufüllen. Die Gesamtsumme wird automatisch errechnet. Die beiden 
Excel-Tabellen sind nicht miteinander verknüpft, so dass die Gesamtsumme aller Leistungen inkl. aller 
Leistungsstufen und Optionen in das Formular "IV 213 eF_26118" separat einzutragen ist. Diese 
Dokumente werden Bestandteil Ihres Angebotes.
Im Bieterbereich der Bieterplattform iTWOtender (Registerkarte Dokumente) sind die
Unterlagen in die dafür vorgesehenen Halter einzustellen:

- Excel- Datei ''IV 213eF_26118''
Halter ''Anlagen Angebotsdokument''

- Excel- Datei ''Honorarangebot – hier FLJS_BA02_Angebotsblatt_GU-Controlling
Halter ''Anlagen Angebot Angebotsblatt''

-ausgefüllte EEE
Halter "Anlage EEE"

-ausgefüllte ZEEE
Halter ''Anlagen ZEEE.xlsx" 

-Nachweise und Referenzen zur Eignung (ZEEE)
Halter "Anlage Nachweise und Referenzen"

- ausgefüllter Vertrag
Halter ''Anlage Vertrag''

-Formular Frauenförderung
Halter ''Anlage Frauenförderung''

- Berufshaftpflichtversicherung
Halter ''Anlage Berufshaftpflicht''

- ggf. sonstige Unterlagen
Halter ''Sonstige Anlagen“

Angebotserstellung:
Für die Erstellung der Angebotsunterlagen werden keine Kosten erstattet.
Fragen:
Bieter können Anfragen (gem. Ziffer 2 Kommunikation) zu dieser Vergabe bis zu dem in der
eVergabe veröffentlichten Datum/Uhrzeit stellen.
Berufshaftpflichtversicherung:
Die Deckungssummen der Berufshaftpflichtversicherung des Auftragnehmers: siehe Vertrag
Vertraulichkeit:
Alle Vergabeunterlagen sind vertraulich zu behandeln und sind nur zur Erstellung des
Angebotes zu verwenden. Jede Veröffentlichung (auch auszugsweise) ist ohne die
ausdrückliche Genehmigung der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen
untersagt.
Anlagen zum Vertrag / Projektinformationen:
Die in der eVergabe veröffentlichten Projektinformationen (Ordner "Projektinformationen") und
Anlagen zu diesem Vertrag (siehe Anlagenverzeichnis im Vertrag) sind vom Bieter
herunterzuladen und aufzubewahren.
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Teilnahmebedingungen 
für die Vergabe von freiberuflichen Dienstleistungen im offenen Verfahren 
Hinweise: 
Das Vergabeverfahren erfolgt nach der Verordnung über die Vergabe öffentlicher Aufträge (Vergabeverord-
nung – VgV). 
 
 
1 Mitteilungen von Unklarheiten 
 Enthalten die Vergabeunterlagen nach Auffassung des Unternehmens Unklarheiten, Unvollständig-

keiten oder Fehler, so hat es unverzüglich die Vergabestelle vor Angebotsabgabe in Textform darauf 
hinzuweisen. 

 
2 Unzulässige Wettbewerbsbeschränkungen 

Angebote von Bietern, die sich im Zusammenhang mit diesem Vergabeverfahren an einer unzulässi-
gen Wettbewerbsbeschränkung beteiligen, werden ausgeschlossen. Zur Bekämpfung von Wettbe-
werbsbeschränkungen hat der Bieter auf Verlangen Auskünfte darüber zu geben, ob und auf welche 
Art der Bieter wirtschaftlich und rechtlich mit Unternehmen verbunden ist.  

 
3 Angebot 

3.1 Das Angebot ist in deutscher Sprache abzufassen. 

3.2 Für das Angebot sind die von der Vergabestelle vorgegebenen Vordrucke zu verwenden.  Das Ange-
bot ist bis zu dem von der Vergabestelle angegebenen Ablauf der Angebotsfrist einzureichen. Ein 
nicht form- oder fristgerecht eingereichtes Angebot wird ausgeschlossen. 

3.3 Die von der Vergabestelle vorgegebene Fassung der Leistungsbeschreibung ist allein verbindlich. 

3.4 Unterlagen und Nachweise, die von der Vergabestelle nach Angebotsabgabe verlangt werden, sind 
zu dem von der Vergabestelle bestimmten Zeitpunkt einzureichen.  

3.5 Alle Preise sind in Euro mit höchstens zwei Nachkommastellen anzugeben. 

Die Preise (Einheitspreise, Pauschalpreise, Verrechnungssätze usw.) sind ohne Umsatzsteuer anzu-
geben. Der Umsatzsteuerbetrag wird unter Zugrundelegung des geltenden Steuersatzes am Schluss 
des Angebotes hinzugefügt. 

3.6 Bescheinigungen, die nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, ist eine Übersetzung in die deutsche 
Sprache beizufügen. Sollten bei der Vergabestelle berechtigte Zweifel an der Übersetzung bestehen, 
hat der Bieter auf Nachfrage der Vergabestelle eine beglaubigte Übersetzung vorzulegen; legt der 
Bieter die beglaubigte Übersetzung nicht innerhalb der von der Vergabestelle gesetzten Frist vor, wird 
das Angebot ausgeschlossen. 

4 Nebenangebote 
4.1 Soweit Nebenangebote zugelassen sind, müssen sie die geforderten Mindestanforderungen erfüllen; 

dies ist mit Angebotsabgabe nachzuweisen. 

4.2 Der Bieter hat die in Nebenangeboten enthaltenen Leistungen eindeutig und erschöpfend zu beschrei-
ben; die Gliederung der Leistungsbeschreibung ist, soweit möglich, beizubehalten. 

4.3 Nebenangebote müssen alle Leistungen umfassen, die zu einer einwandfreien Ausführung der Leis-
tung erforderlich sind.  

4.4 Soweit der Bieter eine Leistung anbietet, deren Ausführung nicht in den Vergabeunterlagen geregelt 
ist, hat er im Angebot entsprechende Angaben über Ausführung und Beschaffenheit dieser Leistung 
zu machen. 

4.5 Nebenangebote sind, soweit sie Teilleistungen (Positionen) der Leistungsbeschreibung beeinflussen 
(ändern, ersetzen, entfallen lassen, zusätzlich erfordern), nach Mengenansätzen und Einzelpreisen 
aufzugliedern (auch bei Vergütung durch Pauschalsumme). 
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4.6 Nebenangebote, die den Nummern 4.1 bis 4.5 nicht entsprechen, werden von der Wertung ausge-
schlossen. 

 
5 Bietergemeinschaften  
5.1 Bietergemeinschaften haben eine Erklärung aller Mitglieder in Textform (Formblatt IV 128 F) einzu-

reichen, 

− in der die Bildung einer Arbeitsgemeinschaft im Fall der Beauftragung erklärt ist, 
− in der alle Mitglieder aufgeführt sind und der bevollmächtigte Vertreter bezeichnet ist, 
− in der erklärt ist, dass der bevollmächtigte Vertreter die Mitglieder gegenüber der Vergabe-

stelle rechtsverbindlich vertritt. 
− in der erklärt ist, dass alle Mitglieder als Gesamtschuldner haften. 

 Auf gesondertes Verlangen der Vergabestelle ist eine von allen Mitgliedern unterzeichnete bzw. fort-
geschritten oder qualifiziert signierte Erklärung der Bietergemeinschaft (Formblatt IV 128 F) einzu-
reichen. 

5.2 Angebote von Bietergemeinschaften, die sich erst nach Angebotsabgabe gebildet haben, sind nicht 
zugelassen. 

5.3 Bei Bietergemeinschaften muss nicht jedes einzelne Mitglied, die in der Bekanntmachung angege-
bene Anzahl an Referenzen für alle Kriterien abgeben. Es können in der Wertung gem. Matrix im 
Regelfall nur insgesamt, die in der Bekanntmachung angegebene Anzahl an Referenzen pro Kriterium 
berücksichtigt werden. Vom Bieter ist dabei genau vorzugeben, welche Referenz welchem Kriterium 
zuzuordnen ist. 

 
6 Kapazitäten anderer Unternehmen (Unteraufträge, Eignungsleihe) 
6.1 Beabsichtigt der Bieter sich bei der Erfüllung eines Auftrages im Hinblick auf die erforderliche wirt-

schaftliche, finanzielle, technische oder berufliche Leistungsfähigkeit anderer Unternehmen zu bedie-
nen (Eignungsleihe), so müssen im Bewerberbogen, in der Eigenerklärung zur Eignung oder in der 
Einheitliche Europäische Eigenerklärung (EEE) entsprechende Angaben eingetragen werden. Der 
Bieter hat auf gesondertes Verlangen der Vergabestelle zu dem von der Vergabestelle bestimmten 
Zeitpunkt nachzuweisen, dass ihm die erforderlichen Fähigkeiten (Mittel, Kapazitäten) der anderen 
Unternehmen zur Verfügung stehen und diese Unternehmen geeignet sind. Er hat auf gesondertes 
Verlangen der Vergabestelle zu dem von der Vergabestelle bestimmten Zeitpunkt den Namen, den 
gesetzlichen Vertreter sowie die Kontaktdaten dieser Unternehmen anzugeben und entsprechende 
Verpflichtungserklärungen dieser Unternehmen vorzulegen. Nimmt der Bieter in Hinblick auf die Kri-
terien für die wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit im Rahmen einer Eignungsleihe die Ka-
pazitäten anderer Unternehmen in Anspruch, müssen diese Unternehmen in dem Umfang, in dem ihre 
Kapazitäten in Anspruch genommen werden, gemeinsam für die Auftragsausführung haften; die Haf-
tungserklärung ist gleichzeitig der Verpflichtungserklärung zur Unterauftragsvergabe und Eignungs-
leihe (Formblatt IV 126 F) abzugeben. 

6.2 Wird von dem Bieter eine Leistung an ein drittes Unternehmen weitergegeben, das für den Bieter 
einen Teil der zu vergebenen Leistung erbringt, ohne dass der Bieter sich im Hinblick auf seine Leis-
tungsfähigkeit auf dessen Fähigkeiten (Mittel, Kapazitäten) beruft und besteht ein direktes Vertrags-
verhältnis nur zwischen diesen beiden, handelt es sich hier um eine Unterauftragsvergabe gemäß 
§ 36 VgV. In diesem Fall sind im Formblatt Unteraufträge, Eignungsleihe (Formblatt IV 125 F) die hier-
für vorgesehenen Leistungen/ Kapazitäten zu nennen, sowie, falls zumutbar, die vorgesehenen ande-
ren Unternehmen zu benennen und das Formblatt auf die Vergabeplattform Berlin hochzuladen.  

6.3 Der Bieter hat andere Unternehmen, bei denen Ausschlussgründe vorliegen oder die das entspre-
chende Eignungskriterium nicht erfüllen, innerhalb einer von der Vergabestelle gesetzten Frist zu er-
setzten. 

  

https://senstadtfms.stadt-berlin.de/intelliform/forms/eabau/berlin/iv_128f/index
https://senstadtfms.stadt-berlin.de/intelliform/forms/eabau/berlin/iv_126f/index
https://senstadtfms.stadt-berlin.de/intelliform/forms/eabau/berlin/iv_125f/index


IV 212EU 
(Teilnahmebedingungen – offenes Verfahren) 

  ABau 2013, Stand: März 2024 Seite 3 von 3 
 

7 Eignung 
7.1 Präqualifizierte Bieter führen den Nachweis der Eignung für die zu vergebene Leistung durch den 

Eintrag im Unternehmer- und Lieferantenverzeichnis (ULV) oder im Amtlichen Verzeichnis präqualifi-
zierter Unternehmen für den Liefer- und Dienstleistungsbereich (AVPQ) und ggf. ergänzt durch gefor-
derte auftragsspezifische Einzelnachweise. 

7.2 Nicht präqualifizierte Bieter haben als vorläufigen Nachweis der Eignung für die zu vergebene Leistung 
mit dem Angebot  

- entweder die ausgefüllte Eigenerklärung zur Eignung (Formblatt IV 124 F),  
- oder den ausgefüllten Bewerberbogen (Formblatt IV 1222EU F) 
- oder eine Einheitliche Europäische Eigenerklärung (EEE) 

vorzulegen ggf. ergänzt durch geforderte auftragsspezifische Einzelnachweise. 

7.3 Bei Bietergemeinschaften gelten die Punkte 7.1 und 7.2 für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft. 
Das vertretungsberechtigte Mitglied der Bietergemeinschaft lädt seinen Bewerberbogen bzw. seine 
Eigenerklärung mit den geforderten Unterlagen auf die Vergabeplattform Berlin hoch und legt die Be-
werberbögen bzw. die Eigenerklärungen und ggf. weitere Unterlagen der nicht vertretungsberechtig-
ten Mitglieder der Bietergemeinschaft als Anlage bei. 

7.4 Im Falle der Eignungsleihe gemäß Nummer 6.1 gelten die Punkte 7.1 und 7.2 für jedes einzelne der 
in Anspruch genommenen Unternehmen. 

7.5 Bei Einsatz von Unterauftragnehmern gemäß Nummer 6.2 sind auf gesondertes Verlangen die unter 
7.2 genannten Eigenerklärungen auch für diese abzugeben ggf. ergänzt durch geforderte auftrags-
spezifische Einzelnachweise. Sind die Unterauftragnehmer präqualifiziert, reicht die Angabe der Num-
mer, unter der diese im Unternehmer- und Lieferantenverzeichnis (ULV) oder im Amtlichen Verzeich-
nis präqualifizierter Unternehmen für den Liefer- und Dienstleistungsbereich (AVPQ) geführt werden, 
ggf. ergänzt durch geforderte auftragsspezifische Einzelnachweise.  

7.6 Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die Eigenerklärungen (auch die der benannten anderen 
Unternehmen) auf gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der Eigenerklärung zur Eignung, dem 
Bewerberbogen bzw. in der EEE genannten Bescheinigungen zuständiger Stellen in der von der 
Vergabestelle geforderten Frist zu bestätigen. Bescheinigungen, die nicht in deutscher Sprache ab-
gefasst sind, ist eine Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen. 

 
8 Elektronische Kommunikation 

 Die gesamte Kommunikation der Vergabe erfolgt gemäß § 9 VgV ausschließlich elektronisch über die 
Vergabeplattform Berlin. Das betrifft sowohl die Aufforderung zur Angebotsabgabe, die Bereitstellung 
der Vergabeunterlagen, die Abgabe des Angebotes, als auch die weitere Kommunikation einschließ-
lich der Zuschlagserteilung.  

https://senstadtfms.stadt-berlin.de/intelliform/forms/eabau/berlin/iv_124f/index
https://senstadtfms.stadt-berlin.de/intelliform/forms/eabau/berlin/iv_1222euf/index
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Vergabenummer 
 

Maßnahmenummer 
 

Maßnahme 
 
 
 
 
Leistung/CPV 
 

 
 
Teilnahmebedingungen / technische Voraussetzungen und Hinweise bei elektronischen 
Vergabeverfahren über die Vergabeplattform 
 
1. Teilnahmebedingungen / technische Voraussetzungen 

1.1 Technische Voraussetzungen 
Betriebssysteme (nur noch mit 64 BIT) / Software: 
Windows 10 (ab Version 1809 und höher) oder Windows 11 (ggf. ava-sign für Windows) 
macOS 10.14 und höher (ggf. ava-sign für macOS) 
Ubuntu 20.04 und höher, openSuse 15.3 und höher und RedHat 8.4 und höher (ggf. ava-sign für 
Linux) 
alle gängigen Browser in einer aktuellen Version (Edge, Firefox, Chrome, Safari und ähnliche) 
Signaturkomponente: 
*1 Software Zertifikate oder Signaturkarte/Kartenleser sofern für die Angebotsabgabeart notwendig 
(siehe Nr. 1.4) 

Verwendung des Bieterclients ava-sign: 

 Installation der aktuellsten Version des Bieterclients ava-sign (siehe auch Hinweise unter Nr. 2.2.) 

 keine Installation des Bieterclients ava-sign nötig (siehe auch Hinweise unter Nr. 2.1.) 

1.2 Elektronische Übermittlung des Angebotes über die Vergabeplattform 
Für die Abgabe von Angeboten ist eine Registrierung auf dem Bieterportal iTWO tender 
https://www.meinauftrag.rib.de/public/registerCompany und eine Verknüpfung mit der 
Vergabeplattform Berlin erforderlich.  

 

 

 

 

 

1.3. Änderung der Vergabeunterlagen 

Eine automatische Information über Änderungen oder Konkretisierungen der Ausschreibungsunter-
lagen erfolgt nur an alle registrierten Bewerber. Nichtregistrierte Interessenten sind verpflichtet, sich 
eigenverantwortlich über Änderungen usw. auf der Vergabeplattform unter 
https://www.berlin.de/vergabeplattform zu informieren. 
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1.4 Form der Angebotsabgabe 

In welcher Form die Abgabe von Angeboten zugelassen ist, hängt vom jeweiligen Vergabeverfahren 
ab und wird vom Auftraggeber in der Bekanntmachung bzw. in den Vergabeunterlagen vorgegeben.  

Grundsätzlich gibt es folgende Abgabearten:  
− elektronisch in Textform  
− elektronisch mit fortgeschrittener Signatur *1 
− elektronisch mit qualifizierter Signatur *1 
− schriftlich in Papierform.  

Die vom Auftraggeber vorgegebene Form der Abgabe ist maßgeblich im Vergabeverfahren.  
Die Beachtung der Form der Angebotsabgabe ist entscheidend für die Frage, ob ein Angebot 
formal zuzulassen ist.  

 
2. Hinweise zur Erstellung elektronischer Angebote ohne / mit Bieterclient ava-sign 

In elektronischen Vergabeverfahren werden Angebote grundsätzlich über die Vergabeplattform in 
Textform übermittelt. Der Auftraggeber gibt hierbei vor, ob die Erstellung des elektronischen 
Angebotes ohne oder mit dem Bieterclient ava-sign zu erfolgen hat. Die in diesem Verfahren 
vorgegebene Methode der Angebotserstellung ist angekreuzt. 

 2.1 Vergabe ohne Bieterclient ava-sign  
 

Bei diesen Verfahren wird kein Bieterclient benötigt. Die vergaberechtskonforme Erstellung und 
Abgabe (in Textform) der Angebotsdateien für ein elektronisches Angebot erfolgt in diesen Vergaben 
immer direkt und ausschließlich über einen aktuellen Web-Browser.  
 
Vergabeunterlagen laden 
Nach der Anmeldung im Bieterportal iTWO tender werden die bearbeitbaren* Vergabeunterlagen als 
Dateien einzeln mit Ihrem Web-Browser auf den Rechner geladen, dort zum Beispiel über Microsoft 
Excel ausgefüllt, gespeichert und dann wieder auf die Plattform hochgeladen.      
                                                                                                      
(*Bearbeitbare Unterlagen sowie der Ordner „Ihr Angebot“ stehen in Verfahren mit 
Bekanntmachung erst nach Klick auf die Schaltfläche „Bewerben“ zur 
Verfügung. Bitte die STATUS-Anzeige im oberen Menüband beachten.) 
 

Durch rote Platzhalter im Ordner „Ihr Angebot“ wird dabei 
angezeigt, welche Dokumente an welcher Stelle vom 
Auftraggeber erwartet werden.  

  

Platzhalter „Angebotsdokument“ 
Das im Bieterportal iTWO tender heruntergeladene und ausgefüllte Angebotsdokument (z.B. eine 
Word-, PDF- oder Excel-Datei - zu erkennen am Symbol     ) ist immer auf den Platzhalter 
„Angebotsdokument“ zu laden. Versucht der Bieter ein Angebotsdokument in einem falschen 
Dateiformat hochzuladen, erscheint eine Fehlermeldung. Stellt der Auftraggeber das 
Angebotsdokument als Excel-Datei (*.xlsx) zur Verfügung, dann muss der Bieter das ausgefüllte 
Angebotsdokument auch als Excel-Datei hochladen! Dies ist Voraussetzung dafür, dass ein gültiges 
Angebotsdokument und somit ein wertbares Angebot abgegeben wird.   
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Platzhalter „Anlagen Angebot“ 
Alle übrigen Angebotsunterlagen, für die kein explizit bezeichneter Platzhalter zur Verfügung steht, 
können - einzeln oder zusammengefasst als zip-Datei - auf den Platzhalter „Anlagen Angebot“ 
geladen werden. Bei Unklarheiten, welche Unterlagen Sie laden und mit einem Angebot einreichen 
müssen, beachten Sie bitte ggf. die Bekanntmachung sowie Angaben in den Vergabeunterlagen.  
Bitte nutzen Sie im Dateinamen keine Sonderzeichen!  

Angebot einreichen 
Nach dem Hochladen der Dokumente muss für die Abgabe des Angebotes die Funktion „Angebot 
einreichen“ ausgeführt werden. Mit Klick auf „Angebot einreichen“ wird Ihr Angebot nach Benennung 
der Person des Erklärenden verschlüsselt eingereicht.  

 
 
Als Bestätigung der Angebotsabgabe erhalten Sie eine Quittung!  
 

Weitere Hinweise finden Sie in der Hilfe des Bieterportals iTWO tender unter den Stichworten 
„ohne ava-sign“, die geöffnet werden kann  

• über das Dropdown-Menü im oberen rechten Bereich der schwarzen Menüleiste mit Klick auf 
Ihren Benutzernamen 

• in jeder Vergabe im Bereich „Informationen“ mit Klick auf „Vollständige Hilfe“ 

     

 

 

Name Firma 

http://meinauftrag.rib.de/hilfe/bestaetigung_der_angebotsabgab.html
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 2.2 Vergabe mit Bieterclient ava-sign  
 

Um bereitgestellte Vergabeunterlagen bearbeiten und ein 
Angebot erstellen zu können, benötigen Sie 
den Bieterclient ava-sign in der aktuellen Version. Der 
Bieterclient ava-sign ist ein kostenfreies Programm, das 
NACH der Anmeldung auf dem Bieterportal iTWO tender 
(https://meinauftrag.rib.de/settings/downloadTools) im 
Downloadbereich geladen werden kann.  
 
Installieren Sie den Bieterclient ava-sign auf Ihrem 
Computer!  
 
Alternativ erreichen Sie den Downloadbereich über das 
Dropdown-Menü im oberen rechten Bereich der schwarzen 
Menüleiste mit Klick auf Ihren Benutzernamen, über den 
Bereich „Service“ oder in jeder Vergabe im Bereich 
„Informationen“ unter „aktuelle Tools“. 
 

Vergabeunterlagen für Bieterclient laden 
Die bearbeitbaren* Vergabeunterlagen müssen vom Bieterportal iTWO tender in Form einer Paket-
Datei (Dateiendung avasign) auf den Rechner geladen werden.  

(*Eine im Bieterclient bearbeitbare Paket-Datei steht in Verfahren mit Bekanntmachung erst nach Klick auf die Schaltfläche 
„Bewerben“ zur Verfügung.)  

 

Die gesamten Vergabeunterlagen sind in einer Paket-Datei gespeichert und werden beim Öffnen mit 
dem Bieterclient ava-sign in einer übersichtlichen Baumstruktur dargestellt. 

Anlagen Angebot (z.B. Bescheinigungen / Nebenangebote) 
Für zusätzliche, in den Vertragsunterlagen nicht enthaltene Anlagen, sind folgende Ordner 
vorgesehen: „Bescheinigungen“, „Anlagen“ und sofern diese zugelassen sind „Nebenangebote“. 

  

https://meinauftrag.rib.de/settings/downloadTools
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Angebot hochladen 
Für die Angebotseinreichung (Hochladen der Angebotsdatei) können Sie den Abgabeassistenten 
des Bieterclients nutzen. Weitere Hinweise zur Angebotseinreichung finden Sie in der Hilfe des 
Bieterclients ava-sign und in der Hilfe des Bieterportals iTWO tender im Kapitel „Bieterclient“.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Damit das Hochladen Ihres Angebots über den Bieterclient funktioniert, muss das Programm       
ava-sign auf die Vergabeplattform über das Internet zugreifen können! Ist dies nicht der Fall, weil 
dies zum Beispiel über Ihre Windows-Firewall oder andere Sicherheitseinstellungen in Ihrem 
Unternehmen unterbunden wird, so ist das Hochladen eines Angebotes nicht möglich (Hinweise zur 
Fehlerbehebung sind z.B. in der Hilfe unter den Stichwörtern „Internetzugriff / Proxy / Virenscanner“ 
beschrieben).  
 

3. Technischer Support 

Bei technischen Fragen zum Bieterportal iTWO tender wenden Sie sich bitte an die: 

RIB Software GmbH 
Josef-Orlopp-Str. 38 
10365 Berlin 
evergabe-hotline.berlin@rib-software.com 
Fax: 030 44 33 11 15 
Tel: 0900 – 11 44 33 0  
(für 1,95 €/min aus dem deutschen Festnetz/Mobilfunktarife können abweichen) 
Mo – Do: 08:00 – 18:00 Uhr und Fr. 08:00 – 16:00 Uhr 

Zusätzlich steht Ihnen auf den Bieterportal iTWO tender eine Chatfunktion zur Verfügung! 

 

Bitte beachten Sie, dass allein der jeweils für eine Ausschreibung zuständige Auftraggeber 
(Vergabestelle) inhaltliche Fragen zur Ausschreibung beantworten kann. Hierzu zählen Fragen 
zu den Vergabeunterlagen, hier insbesondere zum Ausfüllen der Dokumente, zu den Fristen sowie 
zum Vergaberecht.  

Die Kontaktdaten des Auftraggebers (Vergabestelle) finden Sie in der Bekanntmachung der 
Ausschreibung (falls vorhanden) bzw. im Formular zur Angebotsaufforderung.  
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 Datum 

Vergabenummer Maßnahmenummer 

Maßnahme 

Leistung/CPV 

 
 

Gewichtung der Zuschlagskriterien 
 
 
 

Der Zuschlag wird nach Maßgabe des § 127 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen auf das wirt-
schaftlichste Angebot erteilt. Die Ermittlung des wirtschaftlichsten Angebots erfolgt auf der Grundlage des 
besten Preis-Leistungs-Verhältnisses. Neben dem Preis oder den Kosten können auch qualitative, umweltbe-
zogene oder soziale Zuschlagskriterien berücksichtigt werden. 
 
Die Tabelle gibt die Angaben nach § 58 Abs. 2 VgV wieder. Bindend ist dies nicht; die erforderlichen 
Kriterien müssen sich im Einzelfall am Auftragsgegenstand ausrichten und durch diesen gerechtfertigt sein. 
  
  
A Die Wertung erfolgt für mehrere Zuschlagskriterien gemäß nachfolgender Gewichtung: 

 
  

    Wichtung in %  

      

  Organisation, Qualifikation und Erfahrung des betrauten Personals         

  Qualität         

  Ausführungsfristen         

  Preis         

           

  Lösungsvorschlag (nach § 76 (2) VgV)         

   Summe:  100  

       

100
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1.     Kriterium Organisation, Qualifikation und Erfahrung des mit der Ausführung des Auftrags 

        betrauten Personals 

 Im Kriterium Organisation, Qualifikation und Erfahrung des mit der Ausführung des Auftrags betrauten 
Personals werden folgende Unterkriterien mit jeweils angegebenen absoluten Wichtung berücksichtigt:  

            Wichtung in % 

                 

               

               

               

               

               

               

     
  
2.     Kriterium Qualität 

 Im Kriterium Qualität werden folgende Unterkriterien mit jeweils angegebenen absoluten Wichtung be-
rücksichtigt: 

         Wichtung in % 

               

               

               

               

               

               

               

     
  
3.     Kriterium Ausführungsfristen 

 Im Kriterium Ausführungsfristen werden folgende Unterkriterien mit jeweils angegebenen absoluten 
Wichtung berücksichtigt: 

         Wichtung in % 

               

               

               

               

               

               

               
     
  
4.     Kriterium Preis 
 Der Preis (in €, netto) wird aus der Wertungssumme des Angebotes ermittelt. 
  
       
       
       
       
       
       

Es gilt als einziges Kriterium der Preis (100% Wertung).
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 Die Bewertung des Preises erfolgt gemäß nachstehender Regelung:    
       
       
       
       
       
       
       
  
5.     Kriterium       

 Im Kriterium        
werden folgende Unterkriterien mit jeweils angegebenen absoluten Wichtung berücksichtigt: 

       Wichtung in %  

               

               

               

               

               

               

               

     
   
6.     Kriterium Lösungsvorschlag 

 Im Kriterium Lösungsvorschlag werden folgende Unterkriterien mit jeweils angegebenen absoluten 
Wichtung berücksichtigt: 

         Wichtung in % 

               

               

               

               

               

               

               

     
  
B Die Bewertung der von den Bietern zu den jeweiligen Unterkriterien in den Punkten        

mit dem Angebot vorzulegenden Unterlagen erfolgt gemäß nachstehender Regelung: 
  
       

      
      
      
      
      
      
      
      

C Zuschlagserteilung 
 Der Zuschlag erfolgt auf das Angebot, welches unter Berücksichtigung vorstehend genannter Kriterien 

und Wichtungen insgesamt den höchsten Punktwert erreicht. Bei Punktgleichheit erfolgt der Zuschlag 
auf das Angebot mit der niedrigsten Wertungssumme. 
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Vergabenummer Maßnahmenummer 

Maßnahme 

Leistung/CPV 

Allgemeine Vertragsbestimmungen für freiberufliche Leistungen im Hochbau 

(AVB Hochbau) 

Inhaltsverzeichnis 

§ 1 Allgemeine Pflichten des Auftragnehmers 
§ 2 Zusammenarbeit zwischen Auftraggeber, Auftragnehmer und anderen fachlich Beteiligten 
§ 3 Vertretung des Auftraggebers durch den Auftragnehmer 
§ 4 Herausgabeanspruch des Auftraggebers 
§ 5 Urheberrecht 
§ 6 Vertraulichkeit 
§ 7 Behandlung von Unterlagen 
§ 8 Leistungsverzögerungen 
§ 9 Abnahme 
§ 10 Vergütung
§ 11 Abrechnung
§ 12 Zahlungen
§ 13 Kündigung
§ 14 Haftung und Verjährung
§ 15 Haftpflichtversicherung
§ 16 Arbeitsgemeinschaft
§ 17 Umsatzsteuer
§ 18 Schlussbestimmungen

§ 1
Allgemeine Pflichten des Auftragnehmers 

1.1 Die Leistungen müssen den allgemein anerkannten Regeln der Technik, dem Grundsatz der 
Wirtschaftlichkeit einschließlich der Grundsätze und Voraussetzungen für einen späteren 
wirtschaftlichen Betrieb des Bauwerks / der baulichen Anlage sowie den öffentlich-rechtlichen 
Bestimmungen entsprechen. 

1.2 Der Auftragnehmer hat die – in der jeweils geltenden Fassung – einschlägigen gesetzlichen 
Bestimmungen des öffentlichen Rechts sowie die im Land Berlin dazu erlassenen 
Verwaltungsvorschriften zu beachten; insbesondere: 

Generalplanerleistungen - 71221000 Dienstleistung von Architekturbüros bei Gebäuden
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- die Landeshaushaltsordnung (LHO) und ihre Verwaltungsvorschriften (AV LHO), 
insbesondere die §§ 7, 24, 34, 54, 55, 56, 58, 59 und 70 LHO. 

- die Allgemeine Anweisung für die Vorbereitung und Durchführung von Bauaufgaben Berlins 
(ABau). 

1.3 Die Leistungsanforderungen an den Auftragnehmer werden durch die Sach- und Fachkunde des 
Auftraggebers nicht gemindert. § 254 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) bleibt unberührt. 

1.4 Der Auftragnehmer hat die Interessen des Auftraggebers zu wahren. Er darf keine Unternehmer- 
oder Lieferanteninteressen vertreten. Vermögensbetreuungspflichten, die mit übertragen sind, hat 
er ausschließlich für den Auftraggeber wahrzunehmen. 

1.5 Weder der Auftragnehmer noch eine ihm angehörige oder wirtschaftlich verbundene Person dürfen 
in einem Vergabeverfahren, bei dem der Auftragnehmer mitwirkt, für einen Bewerber oder Bieter 
tätig sein (Interessenkollision), es sei denn, dass dadurch für den Auftragnehmer kein 
Interessenskonflikt besteht oder sich die Tätigkeiten nicht auf die Entscheidungen im 
Vergabeverfahren auswirken. Ein Interessenkonflikt besteht immer dann, wenn der Auftragnehmer 
am Ausgang des Vergabeverfahrens ein direktes oder indirektes finanzielles, wirtschaftliches oder 
persönliches Interesse hat. Der Auftragnehmer unterrichtet den Auftraggeber unaufgefordert und 
unverzüglich über eine Interessenkollision. 

1.6 Der Auftragnehmer hat die ihm übertragenen Leistungen in eigener Person oder durch fest 
angestellte Mitarbeiter seines Büros zu erbringen. Der Einsatz freier Mitarbeiter ist dem 
Auftraggeber unverzüglich anzuzeigen. Eine Unterbeauftragung an andere als im Vertrag explizit 
benannte Nachunternehmer sowie der Einsatz freier Mitarbeiter bedarf der Zustimmung des 
Auftraggebers in Textform.  

 Die für die Erbringung der Leistungen benannten Unterauftragnehmer müssen die erforderliche 
Eignung und berufliche Qualifikation nachweisen  

Der Auftraggeber ist berechtigt, die Zustimmung zu versagen, soweit ein wichtiger Grund besteht 
oder der Unterbeauftrage bzw. der beim Unterbeauftragten für die Leistungserbringung benannte 
Mitarbeiter nicht die in nachfolgender Nummer 1.6.1 genannten Voraussetzungen erfüllt 

1.6.1 Die für die Erbringung der Leistung als fachlich Verantwortliche benannten, müssen eine 
abgeschlossene Fachausbildung als Dipl. Ing./ Dipl.-Ing. FH bzw. Master an Universitäten oder 
Fachhochschulen oder als Bachelor an Universitäten oder Fachhochschulen mit jeweils 3-jähriger 
einschlägiger Berufserfahrung oder eine vergleichbare Berufserfahrung aufweisen. Sie dürfen sich 
durch entsprechend Qualifizierte vertreten lassen. 

Für die Objektüberwachung ist zusätzlich eine angemessene Baustellenpraxis von mindestens 
3 Jahren Voraussetzung. 

Ausnahmen bedürfen der schriftlichen Zustimmung des Auftraggebers in Textform. 

1.6.2 Der Auftraggeber ist berechtigt, vom Auftragnehmer die Auswechslung eines Mitarbeiters zu 
verlangen, wenn das Vertrauensverhältnis aus vom Mitarbeiter zu vertretenden Gründen gestört 

1
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und dem Auftraggeber das Festhalten an der Weiterbeschäftigung dieses Mitarbeiters deshalb 
nicht mehr zumutbar ist. Der Auftraggeber kann darüber hinaus eine Ergänzung des Personals 
durch geeignete Fachleute verlangen, wenn die eingesetzten Mitarbeiter nicht in ausreichendem 
Maße eine rechtzeitige Planung oder eine vertragsgemäße Objektüberwachung gewährleisten. 

1.6.3 Entsprechen die Leistungen des Nachunternehmers trotz Beanstandung durch den Auftraggeber 
nicht den vertraglichen Anforderungen und ist dies vom Nachunternehmer und/ oder 
Auftragnehmer zu vertreten, so kann der Auftraggeber seine Zustimmung zur Beauftragung 
widerrufen mit der Folge, dass der Auftragnehmer die Leistung des Nachunternehmers selbst 
übernehmen oder mit Zustimmung des Auftraggebers einen anderen Nachunternehmer mit der 
Leistung beauftragen muss. Auch für diesen ist die Zustimmung des Auftraggebers nach § 1.6 
erforderlich. 

1.6.4 Wird die Hinzuziehung weiterer Sonderfachleute oder Gutachter erforderlich, so hat der 
Auftragnehmer den Auftraggeber hierauf rechtzeitig in Textform hinzuweisen. 

§ 2 

Zusammenarbeit zwischen Auftraggeber, Auftragnehmer und anderen fachlich Beteiligten 

2.1 Vorbehaltlich anderweitiger vertraglicher Regelungen ist anordnungs- und weisungsbefugt 
gegenüber dem Auftragnehmer nur die mit der Vertragsdurchführung betraute Baudienststelle des 
Auftraggebers oder ein vom Auftraggeber hierzu ausdrücklich in Textform bevollmächtigter 
Vertreter. 

2.2 Auftraggeber und Auftragnehmer wirken mit den fachlich Beteiligten und den beauftragten 
Unternehmen vertrauensvoll zusammen, um die vereinbarten Planungs- und Überwachungsziele 
zu realisieren. 

2.3 Der Auftraggeber unterrichtet den Auftragnehmer über die Leistungen, die die von ihm beauftragten 
fachlich Beteiligten zu erbringen haben, und übermittelt ihm die mit ihnen auf der Grundlage des 
Ablaufplans vereinbarten Termine. 

2.4 Der Auftragnehmer hat den Auftraggeber jeweils zeitnah umfassend über den Stand der Planung 
und die planerischen Alternativen zur Realisierung der vereinbarten Planungs- und 
Überwachungsziele zu unterrichten, Auskunft über den vorgesehenen Bauablauf zu erteilen, sich 
mit ihm zu beraten und sich an den Vorgaben und Weisungen des Auftraggebers auszurichten. 

2.5 Hat der Auftragnehmer Bedenken gegen Anordnungen und Weisungen oder sonstige Vorgaben 
des Auftraggebers, muss er den Auftraggeber hierauf umgehend in Textform hinweisen und seine 
Bedenken (einschließlich der Konsequenzen einer Befolgung der Anordnung bzw. Weisung) 
begründen. In diesem Fall muss (und darf) der Auftragnehmer der Anordnung bzw. Weisung oder 
sonstigen Vorgabe des Auftraggebers nur folgen, wenn dieser daran trotz der vom Auftragnehmer 
vorgebrachten Bedenken ausdrücklich festhält, die Anordnung nicht im Widerspruch zu 
gesetzlichen oder behördlichen Bestimmungen steht und eine Gefährdung für Leib oder Leben 
ausgeschlossen ist. In diesem Fall ist der Auftragnehmer von der Haftung frei. 

1
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Weist der Auftragnehmer auf Bedenken nicht hin, kann er sich zu seiner Entlastung nicht auf eine 
Weisung, Anordnung oder sonstigen Vorgabe des Auftraggebers berufen. 

2.6 Der Auftragnehmer ist verpflichtet, dem Auftraggeber und den anderen fachlich Beteiligten und 
dem ggf. beauftragten Projektsteuerer die notwendigen Angaben und Unterlagen so rechtzeitig zu 
liefern, dass diese ihre Leistungen ordnungsgemäß erbringen können. 

2.7 Der Auftraggeber hat zu den vom Auftragnehmer vorgeschlagenen planerischen Lösungen die im 
Rahmen der jeweiligen Leistungsstufe notwendigen Entscheidungen in angemessener Frist zu 
treffen. Er nimmt bei der Anberaumung von Besprechungen Rücksicht auf die Arbeitsdispositionen 
des Auftragnehmers. Über Verzögerungen in der Entscheidungsfindung hat der Auftraggeber den 
Auftragnehmer zu unterrichten. 

2.8 Treten während der Ausführung der Leistungen Meinungsverschiedenheiten zwischen dem 
Auftragnehmer und anderen fachlich Beteiligten auf, hat der Auftragnehmer unverzüglich in 
Textform die Entscheidung des Auftraggebers herbeizuführen. 

2.9 Der Auftragnehmer hat den Auftraggeber über Ansprüche, die sich gegen ihn oder mit der 
Ausführung beauftragte Unternehmen oder andere fachlich Beteiligte ergeben können, 
unverzüglich in Textform zu unterrichten. Sofern der Auftragnehmer nicht mit 
Objektplanungsleistungen der Leistungsphasen 1 bis 8 nach Teil 3 der Honorarordnung für 
Architekten und Ingenieure (HOAI) beauftragt wird, beschränkt sich seine Pflicht auf die Mitteilung 
ihm bekannter Umstände, aus denen sich Ansprüche gegen mit der Ausführung beauftragte 
Unternehmen oder gegen fachlich Beteiligte ergeben können. Der Auftragnehmer hat den 
Auftraggeber bei der Geltendmachung seiner Ansprüche gegen Dritte zu unterstützen; die 
Geltendmachung der Ansprüche erfolgt durch den Auftraggeber. 

2.10 Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber auf Verlangen über seine Leistungen auch nach deren 
Abnahme unverzüglich und ohne besondere Vergütung schriftliche Stellungnahmen sowie 
schriftliche Stellungnahmen zu Anfragen der Rechnungsprüfungsbehörde abzugeben. 

2.11 Streitfälle berechtigen den Auftragnehmer nicht, die Leistungen einzustellen. Gesetzliche 
Zurückbehaltungsrechte bleiben unberührt. 

§ 3 
Vertretung des Auftraggebers durch den Auftragnehmer 

3.1 Ist der Auftragnehmer mit Leistungen der Bau- bzw. Objektüberwachung beauftragt, ist er 
berechtigt und verpflichtet, die ausführenden Unternehmen zur vertragsgemäßen Ausführung ihrer 
Leistungen anzuhalten und ihnen gegenüber Anordnungen zu treffen, die zur vertragsgemäßen 
Ausführung ihrer Leistungen erforderlich sind. 
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Ist der Auftragnehmer mit der Überwachung der Bauausführung beauftragt, bevollmächtigt der 
Auftraggeber den Auftragnehmer in diesem Rahmen mit der Vornahme folgender Handlungen bzw. 
Abgabe folgender Erklärungen: 

- technische (nicht rechtsgeschäftliche) Abnahmen gegenüber bauausführenden Firmen; 
- Entgegennahme und Abzeichnung von Stundenlohnnachweisen und Bautagesberichten; 
- Erteilung von Weisungen auf der Baustelle [im Sinne von § 4 Absatz 1 Nummer 3 der 

Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen Teil B (VOB/B)]; 
- Mängelrügen, ggf. mit angemessenen Fristsetzungen; 
- Inverzugsetzungen; 
- Entgegennahme von Rechnungen zur fachtechnischen Prüfung; 
- Aufnahme eines gemeinsamen Aufmaßes mit den ausführenden Firmen; 
- alle weiteren Erklärungen, die zur vertragsgemäßen, mangelfreien und rechtzeitigen 

Ausführung der Leistungen der beteiligten Planer und Bauunternehmer notwendig sind. 
 

3.2 Eine weitergehende Vollmacht wird dem Auftragnehmer, soweit nicht ausdrücklich etwas anderes 
(in Textform) vereinbart ist, darüber hinaus nicht erteilt. Er darf insbesondere keine Anordnungen 
gegenüber den an der Planung Beteiligten und den ausführenden Unternehmen treffen, die die 
vereinbarten Leistungsinhalte ändern, ergänzen oder erweitern. Er darf auch keine Anordnungen 
oder sonstigen Erklärungen gegenüber den an der Planung Beteiligten und den ausführenden 
Unternehmen abgeben, die zu zusätzlichen Vergütungs- oder sonstigen Ansprüchen – gleich aus 
welchem Grund – führen oder vereinbarte Termine ändern können, es sei denn, er hat zuvor die 
Zustimmung des Auftraggebers in Textform eingeholt. 

3.3 Verhandlungen mit Behörden bedürfen der vorherigen Zustimmung des Auftraggebers in Textform, 
im Falle von Verfahren nach § 77 Bauordnung Berlin (BauO Bln) seiner Beteiligung. Anträge, die 
bei Behörden gestellt werden sollen, sind vom Auftragnehmer vorzubereiten und dem Auftraggeber 
rechtzeitig zuzuleiten. 

§ 4 
Herausgabeanspruch des Auftraggebers 

4.1 Die vom Auftragnehmer zur Erfüllung des Vertrags angefertigten Unterlagen sind vor 
Vertragsbeendigung an den Auftraggeber herauszugeben; sie werden dessen Eigentum. Diese 
Regelung gilt für erarbeitete Daten entsprechend. Der Auftragnehmer übergibt diese in 
weiterverarbeitungsfähigen Datenformaten auf geeigneten Datenträgern. Die Datenformate 
müssen den Anforderungen des Auftraggebers, die dieser nach billigem Ermessen unter 
Berücksichtigung der Zumutbarkeit vorgibt, entsprechen. Spätestens bei Beendigung des 
Vertrages sind dem Auftraggeber darüber hinaus auch alle Unterlagen zu übergeben, die für die 
Fortsetzung des Bauvorhabens bzw. die Bewirtschaftung des Objektes erforderlich sind. 

4.2 Die dem Auftragnehmer überlassenen Unterlagen sind dem Auftraggeber unverzüglich nach 
Erfüllung oder Beendigung seines Vertrages zurückzugeben.  

1



IV 401.H F 
(AVB Hochbau) 

Vertragsanlage Nr.: 
 

 

 

  ABau 2013, Stand: Juli 2023 Seite 6 von 16 

 

Zurückbehaltungsrechte, die nicht auf diesem Vertragsverhältnis oder auf einem mit diesem 
Vertrag in Zusammenhang stehenden Rechtsgeschäft beruhen, sind ausgeschlossen. 

4.3 Auf Anforderung des Auftraggebers hat der Auftragnehmer die vom Auftraggeber digital zur 
Verfügung gestellten Daten oder im Zusammenhang mit diesem Projekt vom Auftragnehmer 
erstellten Daten in seinem DV-System zu löschen. 

§ 5 
Urheberrecht 

5.1 Soweit die vom Auftragnehmer gefertigten Unterlagen und Daten das ausgeführte Werk ganz oder 
in Teilen urheberrechtlich geschützt sind, bestimmen sich die Rechte des Auftraggebers auf 
Nutzung, Änderung und Veröffentlichung dieser Werke nach den Nummern 5.1.1 bis 5.1.4. 

 Die Nummern 5.1.1.bis 5.1.4 gelten auch, wenn das Vertragsverhältnis vorzeitig endet. 

Gegen fachliche Weisungen des Auftraggebers kann der Auftragnehmer nicht einwenden, dass 
die von ihm im Rahmen des Auftrags erstellten Pläne und Unterlagen seinem Urheberrecht 
unterliegen. 

5.1.1 Für die Zwecke der Herstellung und späteren Nutzung des vertragsgegenständlichen 
Bauvorhabens darf der Auftraggeber die Unterlagen und Daten für die im Vertrag genannte 
Baumaßnahme und das ausgeführte Werk ohne Mitwirkung des Auftragnehmers nutzen. Die 
Unterlagen dürfen auch für eine etwaige Wiederherstellung des ausgeführten Werks benutzt 
werden. 

 Für den Fall, dass der Auftrag des Auftragnehmers vor Vollendung des Bauwerks endet, räumt der 
Auftragnehmer dem Auftraggeber schon jetzt das Nutzungsrecht (Nachbaurecht) ein, um ihm die 
Fertigstellung des Bauwerks zu ermöglichen.   

Der Auftraggeber ist grundsätzlich berechtigt, das Bauwerk abweichend von den Plänen des 
Auftragnehmers zu errichten bzw. das Bauwerk nachträglich zu ändern. Er muss die 
Änderungsabsicht aber dem Auftragnehmer gegenüber rechtzeitig ankündigen und ihm 
Gelegenheit zur Stellungnahme geben. Entstellende Änderungen muss der Auftragnehmer jedoch 
in keinem Fall dulden.  

5.1.2 Der Auftraggeber hat das Recht zur Veröffentlichung - sofern der Auftragnehmer nicht vorher 
widersprochen hat - unter Namensangabe des Auftragnehmers. Das Veröffentlichungsrecht des 
Auftragnehmers unterliegt der vorherigen schriftlichen Zustimmung des Auftraggebers, wenn 
Geheimhaltungs- oder Sicherheitsinteressen des Auftraggebers berührt oder sonstige, 
vergleichbare Interessen des Auftraggebers beeinträchtigt werden. 

5.1.3 Ein gesonderter Honoraranspruch für die Übertragung der Nutzungsrechte steht dem 
Auftragnehmer nicht zu. 

5.1.4 Die unveräußerlichen Urheberpersönlichkeitsrechte sind von den vorstehenden Regelungen nicht 
berührt. 
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5.2 Liegen die Voraussetzungen von § 5.1 Absatz 1 nicht vor, darf der Auftraggeber die Unterlagen 
und Daten für die im Vertrag genannte Baumaßnahme ohne Mitwirkung des Auftragnehmers 
nutzen und ändern; dasselbe gilt auch für das ausgeführte Werk. Der Auftraggeber hat das Recht 
zur Veröffentlichung unter Namensangabe des Auftragnehmers, sofern der Auftragnehmer dem 
nicht vorher widersprochen hat. 

Das Veröffentlichungsrecht des Auftragnehmers unterliegt der vorherigen Zustimmung in Textform 
des Auftraggebers. 

Die Planungs- und Kostendaten der Baumaßnahme dürfen vom Auftragnehmer nicht an Dritte 
weitergegeben werden; § 2 Nummer 2.5 bleibt davon unberührt. 

5.3 Der Auftraggeber kann seine vorgenannten Rechte auf den jeweiligen zur Verfügung über das 
Grundstück Berechtigten übertragen. 

        § 6 

Vertraulichkeit 

6.1 Der Auftragnehmer hat die ihm im Rahmen seiner Leistungserbringung bekannt gewordenen 
Vorgänge, Informationen und Unterlagen vertraulich zu behandeln. Diese Pflicht besteht nach 
Beendigung des Vertragsverhältnisses fort. Gesetzlichen Offenlegungspflichten darf der 
Auftragnehmer unbeschränkt nachkommen. 

Der Auftragnehmer hat Personen, die er mit der Erfüllung der Vertragspflichten beauftragt, 
schriftlich zur Verschwiegenheit im Sinne von Satz 1 und 2 zu verpflichten und die Erfüllung dieser 
Verpflichtung dem Auftraggeber auf dessen Verlangen nachzuweisen. 

6.2 Daten, Unterlagen (insbesondere Pläne) und Auskünfte über die Baumaßnahme darf der 
Auftragnehmer an der Planung oder Ausführung beteiligten Dritten nur mit vorheriger Zustimmung 
des Auftraggebers weitergeben; § 2 Nummer 2.6 und § 5 Nummer 5.2 bleiben davon unberührt. 

Anfragen der Medien hat er an den Auftraggeber weiter zu leiten. 

§ 7 
Behandlung von Unterlagen 

7.1 Der Auftragnehmer hat Zeichnungen, Beschreibungen, Berechnungen und sonstige Unterlagen 
DIN-gemäß zu erstellen, aufeinander abzustimmen und sachlich in sich schlüssig dem 
Auftraggeber vorzulegen. Sie müssen den Vorgaben der ABau entsprechen. 

7.2 Der Auftragnehmer hat sicherzustellen, dass seine Arbeitsergebnisse über die DV-Anlagen des 
Auftraggebers und der übrigen fachlich Beteiligten ausgetauscht werden können. 

Auf Verlangen des Auftraggebers ist zur Prüfung der Kompatibilität der DV-Systeme der 
Datenaustausch zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer praktisch zu testen. 

Alle Pläne und Planinhalte sind nach Vorgabe durch den Auftraggeber einheitlich zu kodieren; der 
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Auftragnehmer erarbeitet hierzu Vorschläge, für deren Umsetzung es der Zustimmung des 
Auftraggebers bedarf. 

7.3 Der Auftragnehmer unterzeichnet die von ihm gefertigten Unterlagen als „Verfasser“. 

Der Auftragnehmer hat die Planungsunterlagen, soweit ein Baugenehmigungsverfahren 
durchgeführt wird, als Bauvorlagen zu erstellen und diese als bauvorlageberechtigter 
Entwurfsverfasser zu unterzeichnen. In allen bauaufsichtlichen Verfahren nach §§ 62, 63, 63a, 64 
und 77 BauO Bln, d.h. für nicht verfahrensfreie Verfahren, sind Bauvorlagen nach der 
Bauverfahrensverordnung zur erstellen. Diese sind durch einen Entwurfsverfasser gemäß § 54 
BauO Bln zu erstellen, der nach § 65 BauO Bln bauvorlageberechtigt sein muss. 

§ 8 
Leistungsverzögerungen 

8.1 Der Auftraggeber ist berechtigt, den Auftragnehmer zur vertragsgerechten Leistungserbringung 
anzuhalten und Anordnungen zu treffen, wenn der Auftragnehmer seine Tätigkeiten nicht 
zeitgerecht aufnimmt oder fortführt. 

8.2 Verzögert der Auftragnehmer eine Leistung, für die keine Vertragsfrist besteht, kann ihm der 
Auftraggeber, nachdem er die fällige Leistung angemahnt hat (§ 286 Abs. 1 BGB), eine 
angemessene Frist zur Leistungserbringung setzen. Hält der Auftragnehmer diese Frist nicht für 
angemessen, hat er unverzüglich zu widersprechen und dem Auftraggeber in begründeter Form 
eine aus seiner Sicht angemessene Frist benennen. Der Auftraggeber wird dann unter Würdigung 
der Angaben des Auftragnehmers nach Maßgabe des § 315 BGB nach billigem Ermessen eine 
neue Frist zur Leistungserbringung setzen, die für den Auftragnehmer verbindlich ist. 

8.3 Können Vertragsfristen vom Auftragnehmer aus von diesem nicht zu vertretenden Gründen nicht 
eingehalten werden, so gerät der Aufragnehmer in Verzug, wenn der Auftraggeber die fälligen 
Leistungen anmahnt (§ 286 Abs. 1 BGB). Bei der Ermittlung des Fälligkeitszeitpunktes wird der 
Auftraggeber die eingetretenen Terminverzögerungen und sich daraus ergebende Verschiebungen 
angemessen berücksichtigen. Im Übrigen gilt Ziff. 8.2 entsprechend.  

8.4 Der Auftragnehmer hat Anspruch auf Verlängerung von Vertragsfristen, wenn er bei der Erbringung 
seiner Leistung durch einen Umstand aus dem Risikobereich des Auftraggebers oder durch höhere 
Gewalt oder andere für den Auftragnehmer unabwendbare Umstände behindert wird. 

Behinderungen hat er unverzüglich in Textform anzuzeigen. Unterlässt er diese Anzeige, obwohl 
ihm das nach den Umständen möglich gewesen wäre, hat er nur dann Anspruch auf 
Berücksichtigung behindernder Umstände, wenn dem Auftraggeber die entsprechenden 
Tatsachen und ihre hindernde Wirkung bekannt waren oder er diese hätte kennen müssen. 
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§ 9 
Abnahme 

9.1  Nach vollständiger Leistungserbringungen hat die Abnahme gemeinsam und förmlich zu erfolgen. 
Die Abnahme ist vom Auftragnehmer in Textform zu beantragen.  

9.2 Das Ergebnis der Abnahme ist in einem gemeinsamen Protokoll festzuhalten; im Protokoll sind 
vorhandene Mängel festzustellen und die vertraglichen Erfüllungsansprüche vorzubehalten.  

9.3 Der gesetzliche Anspruch auf Teilabnahme gemäß § 650 s BGB bleibt unberührt; darüber hinaus 
steht dem Aufragnehmer ein Anspruch auf Teilabnahmen nicht zu.  
 

§ 10 
Vergütung 

10.1 Alle Vergütungsregelungen sind vor Beginn der Leistungen in Textform zu vereinbaren.  

10.2 Soweit der Auftragnehmer im Ausnahmefall und bei entsprechender Einigung der Parteien, die in 
Textform zu erfolgen hat, berechtigt ist, nach Zeitaufwand abzurechnen, hat er die erbrachten 
Stunden durch qualifizierte, die Leistung genau bezeichnende Stundenbelege nachzuweisen. Die 
Stundenbelege mit Angabe der Bearbeiter sind dem Auftraggeber wöchentlich zur 
Gegenzeichnung zuzuleiten. 

Unterlässt der Auftragnehmer eine fristgerechte Einreichung, hat er daraus resultierende 
Mehraufwendungen des Auftraggebers bei der Prüfung, z.B. durch die Einschaltung eines 
Sachverständigen Dritten zur Leistungsbewertung, zu tragen. 

Mit der Unterzeichnung von Stundenzetteln erkennt der Auftraggeber die Leistungen nach Art und 
Umfang der aufgelisteten Stunden an. Die Prüfung des Vergütungsanspruchs dem Grund und 
Höhe nach bleibt davon unberührt. 

10.3 Für die Erteilung von Auskünften über eigene Leistungen im Zuge der Rechnungsprüfung erhält 
der Auftragnehmer keine zusätzliche Vergütung. 

10.4 Aus Unterbrechungen und Verzögerungen des Projekts kann der Auftragnehmer nur unter den 
Voraussetzungen eines entsprechenden gesetzlichen Anspruchs (z. B. §§ 280 ff., 286 ff., 313, 642 
BGB) Ansprüche herleiten. 

§ 11 
Abrechnung 

11.1 Sobald die vereinbarten Leistungen insgesamt vertragsgemäß erbracht und abgenommen sind, 
hat der Auftragnehmer sie prüffähig abzurechnen (Schlussrechnung). 

Er hat seine Schlussrechnungen übersichtlich aufzustellen und dabei die Reihenfolge der 
Leistungspositionen gemäß der Gliederungsstruktur der Anlage zu den Spezifischen 
Leistungspflichten und den Vergütungsregelungen (Honorar, Nebenkosten, Umsatzsteuer) des 
Vertrages in der Schlussrechnung einzuhalten und die in den Vertragsbestandteilen enthaltenen 
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Bezeichnungen zu verwenden. Die zum Nachweis von Art und Umfang der vertragsgemäß 
erbrachten Leistungen erforderlichen Unterlagen sind der Rechnung beizufügen. 

Änderungen und Ergänzungen des Vertrags sind besonders kenntlich zu machen und auf 
Verlangen des Auftraggebers getrennt abzurechnen.  

11.2 Die Schlussrechnung muss innerhalb von 2 Monaten nach vertragsgemäßer Erbringung der letzten 
Leistung eingereicht werden.  

Reicht der Auftragnehmer aus von ihm zu vertretenden Gründen eine prüffähige Schlussrechnung 
nicht ein, obwohl ihm der Auftraggeber nach Ablauf dieser Frist dafür eine angemessene Nachfrist 
gesetzt hat, so kann der Auftraggeber die Schlussrechnung selbst auf Kosten des Auftragnehmers 
aufstellen. Die Ersatzschlussrechnung begründet dann ebenfalls die Fälligkeit der 
Vergütungsforderung des Auftragnehmers. 

§ 12 
Zahlungen 

12.1 Für Abschlagszahlungen gilt § 632 a BGB bzw. § 15 Satz 2 HOAI i. V. m. § 632a BGB. Auf Antrag 
des Auftragnehmers werden Abschlagszahlungen für die nachgewiesenen vertragsgemäßen 
Leistungen und Nebenkosten einschließlich des darauf entfallenden bzw. dazu ausgewiesenen 
Umsatzsteuerbetrages gewährt. 

Die Forderungsaufstellung (Abschlagsrechnung) muss prüffähig sein. 

12.2 Sicherheit für die Vertragserfüllung: 

12.2.1 Als Sicherheit für die Vertragserfüllung, insbesondere die vertragsgemäße Ausführung der 
Leistung einschließlich der Abrechnung, Schadensersatz, Vertragsstrafen, Rückzahlung von 
Überzahlungen, Ansprüche auf vertragsgemäße Erbringung von geänderten und zusätzlichen 
Leistungen und Ansprüche bei Nichtabführung von Beiträgen an die Sozialversicherungsträger, 
behält der Auftraggeber von jeder Zahlung jeweils 5 v. H. bis zu einer Höhe von 5 v. H. des 
tatsächlichen Gesamthonorars ein. Der Auftragnehmer kann stattdessen auch eine 
Bankbürgschaft stellen. Im Falle einer Bürgschaft, muss der Bürge ein in der Europäischen Union 
zugelassenes Kreditinstitut oder Kreditversicherer sein. Die Bürgschaftserklärung muss 
unbefristet, schriftlich und unter Verzicht auf die Einreden der Vorausklage, der Anfechtbarkeit und 
der Aufrechenbarkeit (§§ 771 Abs. 1, 770 BGB) abgegeben werden. Der Verzicht auf die Einrede 
der Anfechtbarkeit darf nicht die Anfechtungsgründe der arglistigen Täuschung und 
widerrechtlichen Drohung nach § 123 Abs. 1 BGB umfassen. Der Verzicht auf die Einrede der 
Aufrechenbarkeit darf nicht für unbestrittene oder rechtskräftig festgestellte Forderungen gelten. 
Das Recht zur Hinterlegung muss ausgeschlossen sein. Ferner muss der Bürger erklären, dass für 
Streitigkeiten aus einer solchen Bürgschaft ausschließlich das Recht der Bundesrepublik 
Deutschland Anwendung findet und Gerichtsstand nach Wahl des Auftraggebers, das 
Bauvorhaben oder der Sitz des Auftraggebers ist. Weiter hat er zu erklären, dass die 
Bürgschaftsforderung nicht vor der gesicherten Hauptforderung verjährt. Einbehalte bzw. 
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Sicherheiten nach Satz 1 und 2 für Leistungen des Auftragnehmers aus den Leistungsstufen 1-4 
sind spätestens nach erfolgter Teilabnahme dieser Leistungen nach § 9, auszuzahlen bzw. 
zurückzugeben, soweit der Auftraggeber nicht zu diesem Zeitpunkt bereits Ansprüche in Bezug auf 
diese Leistungen geltend gemacht hat. 

 
12.2.2 Die vom Auftragnehmer gewährte Sicherheit für die Vertragserfüllung ist mit Fälligkeit des 

Werklohns herauszugeben, sofern und soweit die von der Sicherheit erfassten Ansprüche erfüllt 
sind. 

12.2.3 Wird Sicherheit durch Hinterlegung von Geld geleistet, so hat der Auftragnehmer den Betrag bei 
einem zu vereinbarenden Geldinstitut auf ein Sperrkonto einzuzahlen, über das beide nur 
gemeinsam verfügen können ("Und-Konto"). Etwaige Zinsen stehen dem Auftragnehmer zu. 

12.3 Wird nach Annahme der Teil- / Schlusszahlung festgestellt, dass die Vergütung abweichend vom 
Vertrag oder aufgrund unzutreffender anrechenbarer Kosten ermittelt wurde, so ist die Abrechnung 
zu berichtigen. Auftraggeber und Auftragnehmer sind verpflichtet, die sich danach ergebenden 
Beträge zu erstatten. Auf einen Wegfall der Bereicherung (§ 818 Absatz 3 BGB) kann sich eine 
Partei nur insoweit berufen, als sie die fehlerhafte Abrechnung nicht selbst verursacht hat. 

12.4 Die Ausgaben des Auftraggebers unterliegen der Rechnungsprüfung durch den Rechnungshof. 
Die Rechnungsprüfung kann auch erst nach Ablauf mehrerer Jahre durchgeführt werden. Die 
gesetzliche Verjährungsfrist (§ 195 BGB) von Ansprüchen des Auftraggebers wegen Überzahlung 
des Auftragnehmers von Ansprüchen aus ungerechtfertigter Bereicherung wegen insoweit 
festgestellter ungerechtfertigter Zahlungen bzw. Überzahlungen beginnt mit der Kenntnis des 
Auftraggebers vom Ergebnis der Rechnungsprüfung, es sei denn, der Auftraggeber hatte bereits 
zuvor von der Überzahlung Kenntnis oder seine Unkenntnis war grob fahrlässig; § 199 Absatz 4 
BGB bleibt unberührt. Die Ansprüche verjähren spätestens nach 30 Jahren ab dem gesetzlichen 
Verjährungsbeginn, § 202 Absatz 2 BGB. Der Auftragnehmer muss bis zum Ablauf dieser 
Verjährungsfrist damit rechnen, dass er auf Erstattung dieser ungerechtfertigt gezahlten Beträge 
in Anspruch genommen wird. 

§ 13 
Kündigung 

13.1 Eine Kündigung bedarf der Schriftform. Auftragnehmer und Auftraggeber sind zur Kündigung 
dieses Vertrages aus wichtigem Grunde berechtigt. Das Recht des Auftraggebers zur ordentlichen 
Vertragskündigung sowie ggf. das Sonderkündigungsrecht beider Vertragsparteien nach 
§ 650 r BGB bleiben daneben unberührt. 

13.2 Kündigung durch den Auftraggeber 

13.2.1 Die Kündigung durch den Auftraggeber und ihre Folgen richten sich nach den §§ 648, 648a BGB. 

13.2.2 Ein wichtiger Kündigungsgrund liegt für den Auftraggeber insbesondere dann vor, wenn 
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- das Vertrauensverhältnis zwischen den Parteien auf Grund nach Vertragsschluss 
eingetretener Umstände erheblich gestört ist, oder andere Umstände vorliegen, auf Grund 
derer ein Festhalten des Auftraggebers am Vertrag nicht mehr zugemutet werden kann; 

 
- der Auftragnehmer seine Zahlungen eingestellt hat, die Eröffnung des Insolvenzverfahrens 

über sein Vermögen beantragt hat oder die Leistungsfähigkeit des Auftragnehmers aus 
anderen Gründen so beeinträchtigt ist, dass ein Vertrauen in seine Fähigkeit oder seine 
Bereitschaft zur vertragsgerechten Erfüllung nicht mehr besteht. 

13.2.3 Die Kündigung des Vertrages kann auf einen abgrenzbaren Teil der geschuldeten Werkleistung 
beschränkt werden, § 648a Absatz 2 BGB. Das gilt auch für innerhalb der einzelnen beauftragten 
Leistungsstufe zu erbringende Einzelleistungen, soweit es sich um abgrenzbare Teile der 
geschuldeten Leistungen handelt. 

Nach Kündigung des Vertrages oder eines Teils davon ist der Auftraggeber berechtigt, die bisher 
erbrachten Leistungen des Auftragnehmers für die im Vertrag genannte Baumaßnahme zu nutzen 
und zu ändern. 

Entstehen dem Auftraggeber durch die Kündigung nach Nummern 13.2.2 oder 13.2.3 zusätzliche 
Kosten oder Aufwendungen, z.B. durch Verzögerung der Projektrealisierung oder 
Weiterbeauftragung an einen Dritten, gehen sie zu Lasten des Auftragnehmers. 

13.2.4 Bei einer Kündigung nach Nummern 13.2.2 oder 13.2.3 soll der Auftraggeber – unbeschadet 
seines Rechts auf Nachbenennung – die Kündigungsgründe in kurzer, nachvollziehbarer Weise im 
Kündigungsschreiben darlegen. 

13.2.5 Die Rechte und Pflichten hinsichtlich der Feststellung des Leistungsstandes nach Kündigung 
richten sich nach § 648a Absatz 4 BGB. Insbesondere kann der Auftragnehmer die Feststellung 
und Abnahme seiner bis zur Kündigung erbrachten Leistungen alsbald nach der Kündigung 
verlangen; er hat danach unverzüglich eine prüffähige Rechnung über seine ausgeführten 
Leistungen vorzulegen. 

13.2.6 Für die Kündigung bei Verstößen gegen das Vergaberecht gilt § 133 GWB. 

13.3 Kündigung durch den Auftragnehmer 

13.3.1 Der Auftragnehmer ist zur Kündigung berechtigt, wenn im Falle einer vereinbarten stufenweisen 
Beauftragung der Auftraggeber weitere Leistungen nicht innerhalb angemessener Frist nach 
vollständiger Erbringung der zuletzt beauftragten Leistungen abruft. Eine Frist im vorgenannten 
Sinne ist in der Regel dann nicht mehr angemessen, wenn der Auftraggeber weitere Leistungen 
erst nach Ablauf von mehr als sechs Monaten nach vollständiger und vertragsgemäßer Erbringung 
der zuletzt beauftragten Leistungen durch den Auftragnehmer abruft. 

Die Kündigung des Auftragnehmers muss in diesem Fall spätestens zwei Wochen nach Zugang 
des Abrufs weiterer Leistungen beim Auftragnehmer gegenüber dem Auftraggeber erklärt werden. 
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Aus einer Kündigung nach Satz 1 erwachsen keiner Vertragspartei Schadensersatz-, 
Entschädigungs- oder Vergütungsansprüche; Ansprüche im Zusammenhang mit den bis zur 
Kündigung erbrachten Leistungen bleiben unberührt. 

13.3.2 Der Auftragnehmer ist zur Kündigung aus wichtigen Grund berechtigt, wenn das 
Vertrauensverhältnis zwischen den Parteien so erheblich gestört ist oder andere Gründe vorliegen, 
auf Grund derer dem Auftragnehmer ein Festhalten am Vertrag nicht mehr zugemutet werden 
kann. 

13.4 Die Kündigung aus wichtigem Grunde ist erst zulässig, wenn der kündigende Vertragspartner dem 
anderen Vertragspartner zuvor ohne Erfolg in Textform eine angemessene Frist zur 
Vertragserfüllung gesetzt und erklärt hat, dass er nach fruchtlosem Ablauf der Frist den Vertrag 
kündigen werde. 

Die Bestimmung einer angemessenen Frist zur Vertragserfüllung ist aus den in § 323 Absatz 2 
Nummer 1 und Nummer 2 BGB genannten Gründen entbehrlich, insbesondere wenn die andere 
Vertragspartei die Vertragserfüllung schon zuvor endgültig und ernsthaft verweigert hat. Sie ist 
auch entbehrlich, wenn besondere Umstände vorliegen, die unter Abwägung der beiderseitigen 
Interessen die sofortige Kündigung rechtfertigen, so dass eine Fristsetzung eine sinnlose 
Förmlichkeit darstellen würde. 

13.5 Der Berechtigte kann nur innerhalb einer angemessenen Frist kündigen, nachdem er vom 
Kündigungsgrund Kenntnis erlangt hat.  

13.6 Im Falle der ordentlichen Vertragskündigung durch den Auftraggeber sowie im Falle der 
einvernehmlichen Vertragsaufhebung (ohne dass die Vertragsaufhebung aus einem vom 
Auftragnehmer zu vertretenden Grunde veranlasst worden wäre), behält der Auftragnehmer den 
Anspruch auf das vertragliche Honorar auch für die infolge der vorzeitigen Vertragsbeendigung 
nicht mehr erbrachten Leistungen. Er muss sich jedoch dasjenige anrechnen lassen, was er infolge 
der Aufhebung des Vertrags an Aufwendungen erspart, sowie außerdem auch dasjenige, was er 
durch anderweitige Verwendung seiner Arbeitskraft erwirbt oder zu erwerben böswillig unterlässt 
(„anderweitiger Erwerb“). 

Die ersparten Aufwendungen werden mit 95 % des Honorars der noch nicht erbrachten Leistungen 
festgelegt, sofern nicht der Auftraggeber höhere, oder der Auftragnehmer geringere Ersparnisse 
nachweist. Anderweitiger Erwerb ist von dieser Pauschalierung nicht umfasst und zusätzlich zu 
berücksichtigen. 

13.7 Im Falle einer Vertragsbeendigung durch eine vom Auftraggeber ausgesprochene Kündigung oder 
eine einvernehmliche Vertragsaufhebung aus einem wichtigen, vom Auftragnehmer zu 
vertretenden Grund hat der Auftragnehmer lediglich Anspruch auf Vergütung der bis zu diesem 
Zeitpunkt erbrachten Leistungen, soweit die erbrachten Leistungen für den Auftraggeber in 
zumutbarer Weise verwertbar sind. Sofern ein Anspruch des Auftraggebers dem Auftragnehmer 
gegenüber auf Schadensersatz und/ oder auf Mehrkostenerstattung besteht, ist der Auftraggeber 
berechtigt, mit diesem Anspruch die Aufrechnung gegenüber dem Vergütungsanspruch des 
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Auftragnehmers zu erklären. 

13.8 In allen sonstigen Fällen der Vertragsbeendigung (Kündigung bzw. einvernehmliche 
Vertragsaufhebung aus wichtigem Grunde durch den Auftragnehmer, sowie Kündigung bzw. 
einvernehmliche Vertragsaufhebung aus einem wichtigen, aber nicht vom Auftragnehmer zu 
vertretenden Grund durch den Auftraggeber hat der Auftragnehmer Anspruch auf Vergütung der 
bis zur Kündigung erbrachten Leistungen. Daneben bestehende gesetzliche Ansprüche (wie z. B. 
der Anspruch aus § 642 BGB oder der Schadenersatzanspruch aus § 648 Absatz 6 BGB) bleiben 
unberührt, soweit nicht vorstehend (Nummer 13.3.1) ausdrücklich etwas anderes geregelt ist. 

13.9 Die Ansprüche der Vertragsparteien aus §§ 4, 5, 6, 13, 14, 15 und 16 AVB bleiben unberührt. 

§ 14 
Haftung und Verjährung 

14.1 Die Rechte des Auftraggebers aus Pflichtverletzungen des Auftragnehmers wie Mängel- und 
Schadensersatzansprüche richten sich nach den gesetzlichen Vorschriften. 

14.2 Die Verjährungsfristen für Mängelansprüche des Auftraggebers bestimmen sich nach § 634a BGB 
und beginnen mit der (Teil-) Abnahme der Leistungen gemäß § 9. 

§ 15 
Haftpflichtversicherung 

15.1 Der Auftragnehmer muss auf eigene Kosten eine Berufshaftpflichtversicherung während der 
gesamten Vertragszeit unterhalten und nachweisen. Er hat zu gewährleisten, dass zur Deckung 
eines Schadens aus dem Vertrag Versicherungsschutz für alle im Vertrag vereinbarten Leistungen 
in Höhe der im Vertrag genannten Deckungssummen besteht. In jedem Fall ist der Nachweis zu 
erbringen, dass die Maximierung der Ersatzleistung pro Versicherungsjahr mindestens das 
Zweifache der Deckungssumme beträgt. 

15.2 Der Auftragnehmer hat vor dem Nachweis des Versicherungsschutzes keinen Anspruch auf 
Leistungen des Auftraggebers. Der Auftraggeber kann Zahlungen vom Nachweis des 
Fortbestehens des Versicherungsschutzes abhängig machen. 

15.3 Der Auftragnehmer ist zur unverzüglichen schriftlichen Anzeige verpflichtet, wenn und soweit 
Versicherungsschutz im vereinbarten Umfang nicht mehr besteht. Er ist in diesem Fall verpflichtet, 
unverzüglich durch Abschluss eines neuen Versicherungsvertrages Deckung in der vereinbarten 
Höhe für die weitere Vertragszeit zu gewährleisten und unaufgefordert nachzuweisen. Lässt der 
Auftragnehmer eine hierzu vom Auftraggeber gesetzte, angemessene Frist fruchtlos verstreichen, 
ist der Auftraggeber berechtigt, eine solche Deckung auf Kosten des Auftragnehmers einzuholen. 
Das Recht des Auftraggebers zur Kündigung des Vertrags aus wichtigem Grund bleibt unberührt. 
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§ 16 
Arbeitsgemeinschaft 

16.1 Sofern eine Arbeitsgemeinschaft Auftragnehmer ist, übernimmt das mit der Vertretung beauftragte, 
im Vertrag genannte Mitglied die Federführung. Es vertritt alle Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft 
dem Auftraggeber gegenüber. Beschränkungen seiner Vertretungsbefugnis, die sich aus dem 
Arbeitsgemeinschaftsvertrag ergeben, sind gegenüber dem Auftraggeber unwirksam.  

 Es ist zudem zentraler Ansprechpartner für den Auftraggeber in allen Belangen und im Verhältnis 
zum Auftraggeber für die Koordination innerhalb der Arbeitsgemeinschaft verantwortlich. 

16.2 Für die Erfüllung der vertraglichen Verpflichtungen haftet jedes Mitglied der Arbeitsgemeinschaft 
auch nach deren Auflösung gesamtschuldnerisch. 

16.3 Die Zahlungen werden mit befreiender Wirkung für den Auftraggeber ausschließlich an den im 
Vertrag genannten Vertreter der Arbeitsgemeinschaft oder nach dessen schriftlicher Weisung 
geleistet. Auch im Fall der Auflösung der Arbeitsgemeinschaft gilt die Vollmacht des im Vertrag 
genannten Vertreters als fortbestehend, bis dem Auftraggeber ihr Erlöschen in Textform bekannt 
gegeben wird. 

§ 17  
Umsatzsteuer 

Die Umsatzsteuer ist gemäß Umsatzsteuergesetz in Abschlagsrechnungen mit dem zum Zeitpunkt 
des Entstehens der Steuer, in Teil- und Schlussrechnungen mit dem zum Zeitpunkt des Bewirkens 
der Leistung geltenden Steuersatz anzusetzen.  

§ 18 
Schlussbestimmungen 

18.1 Erfüllungsort für die Leistungen des Auftragnehmers ist die Baustelle, soweit die Leistungen dort 
zu erbringen sind, im Übrigen der Sitz des Auftraggebers. 

18.2 Liegen die Voraussetzungen für eine Gerichtsstandsvereinbarung nach § 38 der 
Zivilprozessordnung (ZPO) vor, wird als Gerichtsstand Berlin vereinbart 

18.3 Änderungen und Ergänzungen des Vertrages bedürfen der Textform. 

18.4 Widersprüche zwischen den vorgenannten Vertragsbestandteilen und Grundlagen bzw. 
Widersprüche innerhalb einzelner Vertragsbestandteile und Grundlagen sind im Wege einer 
Auslegung des Vertrages als sinnvolles Ganzes unter besonderer Berücksichtigung des 
vereinbarten Werkerfolges und der Vorgaben des Auftraggebers aufzulösen. 

18.5 Sollten Bestimmungen dieses Vertrages, eine künftig in ihn aufgenommene Bestimmung oder ein 
wesentlicher Teil dieses Vertrags ganz oder teilweise unwirksam oder undurchführbar sein oder 
werden, oder sollte dieser Vertrag lückenhaft sein, so soll dies die Wirksamkeit der übrigen 
Bestimmungen dieses Vertrages nicht berühren. 
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Anstelle der unwirksamen Bestimmung werden die Parteien in diesem Falle eine wirksame 
Bestimmung vereinbaren, die dem Sinn und Zweck der unwirksamen Bestimmung, insbesondere 
dem, was die Parteien wirtschaftlich beabsichtigt hatten, entspricht oder ihm am nächsten kommt. 
Im Falle von Lücken werden die Parteien eine Vertragsergänzung vereinbaren, die dem entspricht, 
was nach Sinn und Zweck dieses Vertrages vereinbart worden wäre, hätten die Vertragsparteien 
die Angelegenheit von vorne herein bei Abschluss des Vertrages bedacht. 

18.6 Entstehen bei der Durchführung und Abwicklung dieses Vertrages Meinungsverschiedenheiten 
zwischen den Vertragspartnern, werden die Parteien zunächst versuchen, den Streit auf gütlichem 
Wege beizulegen. Streitfragen berechtigen die Parteien nur insoweit ihre Mitwirkung an der 
Vertragserfüllung einzustellen, als ihnen auf Grund vertraglicher oder gesetzlicher Vorschriften ein 
Zurückbehaltungsrecht zusteht. 

18.7 Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland. Für die Durchführung des Vertrags gilt 
ausschließlich die deutsche Sprache. 
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Vergabenummer 
 

Maßnahmenummer 

Maßnahme 
 
 
 
 
Leistung/CPV 
 

 
 

Besondere Vertragsbedingungen (BVB) 
zum Mindeststundenentgelt und zur Tariftreue 

(Teil A) 
 

Anlage: Tarifbroschüre(n) zum tariftreuepflichtigen Entgelt (siehe Anlagenverzeichnis) 
 

1. Verpflichtung zur Zahlung bestimmter Mindeststundenentgelte und bestimmter 
 tarifvertraglicher Entgelte 

1.1 Der Auftragnehmer verpflichtet sich, seinen für den Auftrag eingesetzten 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern während der Ausführung dieses Auftrags die 
folgend benannten Mindeststundenentgelte und/oder tarifvertraglichen Entgelte zu zahlen:  

1.1.1 Mindestens die Entgelte einschließlich des Mindestentgelts, die nach dem 
Mindestlohngesetz, einem nach dem Tarifvertragsgesetz mit den Wirkungen des 
Arbeitnehmer-Entsendegesetzes für allgemeinverbindlich erklärten Tarifvertrag 
oder einer nach § 7, § 7a oder § 11 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes oder einer 
nach § 3a des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes erlassenen Rechtsverordnung 
für die betreffende Leistung verbindlich vorgegeben werden, 

1.1.2   Unabhängig vom Sitz des Betriebes und vom Ort der Erbringung der Arbeitsleistung 
mindestens die Entlohnung (einschließlich der Überstundensätze) nach den 
Regelungen des Tarifvertrags, der im Land Berlin auf das entsprechende Gewerbe 
anwendbar ist; im Einzelnen werden die in der Anlage zu diesen 
Vertragsbedingungen aufgeführten Entlohnungsregelungen der beigefügten 
„Tarifbroschüre(n) zum tariftreuepflichtigen Entgelt“ vereinbart, 

1.1.3 Mindestens das Mindestentgelt je Zeitstunde in Höhe von 13,69 Euro brutto; 
ausgenommen sind Auszubildende.  

1.2 Treffen den Auftragnehmer mehr als nur eine dieser Verpflichtungen nach 1.1.1, 1.1.2 und 
1.1.3, so ist die für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer jeweils günstigste Regelung 
maßgeblich.  

1.3 Die Verpflichtungen bestehen nicht, soweit die Leistungen im Ausland erbracht werden.  
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2. Übertragung der Verpflichtung auf die eingesetzte Unterauftragnehmerkette 

2.1 Der Auftragnehmer verpflichtet sich, seine Unterauftragnehmer und/oder Verleiher von 
Arbeitskräften zur Einhaltung der Verpflichtung nach der vorstehenden Nr. 1 zu verpflichten.  

2.2 Der Auftragnehmer verpflichtet sich, seine Unterauftragnehmer und/oder Verleiher von 
Arbeitskräften zu verpflichten, mit etwaigen Unterauftragnehmern eine Vereinbarung nach 
2.1 zu treffen, so dass die Einhaltung der Vorgaben für die gesamte 
Unterauftragnehmerkette sichergestellt ist. 

2.3 Ein Unterauftragnehmer und/oder Verleiher von Arbeitskräften ist zur Einhaltung der 
Vereinbarungen nicht zu verpflichten, wenn  

2.3.1 der betreffende Unterauftrag vergaberechtsfrei im Sinne der §§ 107, 109, 116, 117, 
137, 140 sowie 145 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist, 

2.3.2 der Auftragnehmer bzw. der weitervergebende Unterauftragnehmer die 
Vertragsbedingungen des Unterauftragnehmers anerkennen muss, um die Leistung 
erfüllen zu können, 

2.3.3 der betreffende Unterauftrag im Fall einer Liefer- oder Dienstleistung den Wert von 
10.000 Euro (ohne Umsatzsteuer) oder im Fall einer Bauleistung den Wert von 
50.000 Euro (ohne Umsatzsteuer) unterschreitet. 

2.4 Der Auftragnehmer hat über die Übertragung der Verpflichtung nach 2.1 und 2.2 bzw. über 
das Vorliegen einer Ausnahme nach 2.3 auf Anforderung einen Nachweis zu erbringen.  

2.5 Verstößt ein Unterauftragnehmer oder Verleiher von Arbeitskräften des Auftragnehmers 
gegen seine nach 2.1 und 2.2 vereinbarten Verpflichtungen nach 1, so werden diese dem 
Auftragnehmer zugerechnet.  

 

 

 

 

 

Anlagenverzeichnis: 

Tarifbroschüre(n) zum tariftreuepflichtigen Entgelt nach 1.1.2 

 

 

Hinweis 

Die Vertragsbedingungen über die Kontrolle dieser Verpflichtungen und Sanktions-
möglichkeiten im Falle eines Verstoßes ergeben sich aus Teil B (IV 4024 F).  

 

Ingenieur-, Architektur- und Planungsbüros Entgeltbeträge gültig ab dem 01. Februar 2021
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Vergabenummer 
 

Maßnahmenummer 
 

Maßnahme 
 
 
 
 
Leistung/CPV 
 

 
 
 

Besondere Vertragsbedingungen (BVB) 
zur Frauenförderung 

(Teil A) 
 
 
Der oder die Auftragnehmende verpflichtet sich,  
 
• das geltende Gleichbehandlungsrecht zu beachten.  
 
• sicherzustellen, dass zur Vertragserfüllung eingeschaltete Nachunternehmer sich abhängig 

von der Unternehmensgröße gemäß § 3 Frauenförderverordnung (FFV) zur Durchführung von 
Maßnahmen gemäß § 2 FFV und zur Einhaltung der Verpflichtungen nach § 4 FFV bereit 
erklärt. Eine Verletzung dieser Verpflichtung durch den/die Nachunternehmer/-in wird der oder 
dem Auftragnehmenden zugerechnet. 

 
• abhängig von der Unternehmensgröße gemäß § 3 Frauenförderverordnung (FFV) eine oder 

mehrere der in § 2 FFV aufgeführten Maßnahmen der Frauenförderung und/oder der 
Förderung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie durchzuführen. 
 
 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Hinweis 

Die Vertragsbedingungen über die Kontrolle dieser Verpflichtungen und 
Sanktionsmöglichkeiten im Falle eines Verstoßes ergeben sich aus Teil B (IV 4024 F).  
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Erklärung gem. § 1 Abs. 2 der Frauenförderverordnung  
 
 
Hiermit erkläre(n) ich/wir Folgendes: 
- Zutreffendes bitte ankreuzen - 
 
A  Anwendbarkeit von § 13 Abs. 1 LGG 

Im Unternehmen sind i.d.R. mehr als 10 Arbeitnehmer/-innen beschäftigt (ausschließlich 
der zu ihrer Berufsbildung Beschäftigten) 
 
☐ Ja 
 
☐ Nein (keine weiteren Angaben erforderlich) 
 

 
B  Falls ja, bitte folgende weitere Angaben: 
 

I. Beschäftigungszahl1 
Im Unternehmen sind in der Regel beschäftigt: 
 
- über 500 Beschäftigte 
(-> gemäß § 3 Absatz 1 FFV sind drei der in § 2 FFV genannten 
Maßnahmen zur Förderung von Frauen und/oder der Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie auszuwählen, davon mindestens eine Maßnahme der 
Nummer 1 bis 6) 

☐ 

- über 250 bis 500 Beschäftigte 
(-> gemäß § 3 Absatz 2 FFV sind drei der in § 2 FFV genannten 
Maßnahmen zur Förderung von Frauen und/oder der Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie auszuwählen) 

☐ 

- über 20 bis 250 Beschäftigte 
(-> gemäß § 3 Absatz 3 FFV sind zwei der in § 2 FFV genannten 
Maßnahmen zur Förderung von Frauen und/oder der Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie auszuwählen) 

☐ 

- über 10 bis 20 Beschäftigte 
(-> gemäß § 3 Absatz 4 FFV ist eine der in § 2 Nummer 1 bis 20 FFV 
genannten Maßnahmen zur Förderung von Frauen und/oder der 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie auszuwählen) 

☐ 

 
 
 

  

                                           
1 Bei der Feststellung der Beschäftigtenzahl ist § 23 Abs. 1 Satz 4 des Kündigungsschutzgesetzes zu 
berücksichtigen. 
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II. 
Maßnahmen zur Frauenförderung und/oder zur Förderung der Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie 
In meinem/unserem Unternehmen wird/werden während der Durchführung des Auftrags folgende 
Maßnahme(n) gemäß § 2 FFV durchgeführt oder eingeleitet: 
1. Umsetzung eines qualifizierten Frauenförderplans ☐ 

2. verbindliche Zielvorgaben zur Erhöhung des Frauenanteils an den Beschäftigten in 
allen Funktionsebenen ☐ 

3. Erhöhung des Anteils der weiblichen Beschäftigten in gehobenen und 
Leitungspositionen ☐ 

4. Erhöhung des Anteils der Vergabe von Ausbildungsplätzen an Bewerberinnen ☐ 

5. Berücksichtigung von weiblichen Auszubildenden bei der Übernahme in ein 
Arbeitsverhältnis zumindest entsprechend ihrem Ausbildungsanteil ☐ 

6. Einsetzung einer Frauenbeauftragten ☐ 

7. Überprüfung der Entgeltgleichheit im Unternehmen mit Hilfe anerkannter und 
geeigneter Instrumente ☐ 

8. Angebot von Praktikumsplätzen für Mädchen und junge Frauen, insbesondere in 
Berufen, in denen Frauen unterrepräsentiert sind ☐ 

9. Teilnahme an anerkannten und geeigneten Maßnahmen und Initiativen, die 
Mädchen und junge Frauen für männlich dominierte Berufe interessieren sollen ☐ 

10. spezielle Bildungsmaßnahmen nur für Frauen, die zur Erreichung qualifizierter 
Positionen befähigen sollen ☐ 

11. Bereitstellung der Plätze bei sonstigen betrieblichen Bildungsmaßnahmen für 
Frauen zumindest entsprechend ihrem Anteil an den Beschäftigten ☐ 

12. Bereitstellung der Plätze außerbetrieblicher, vom Betrieb finanzierter 
Bildungsmaßnahmen für Frauen zumindest entsprechend ihrem Anteil an den 
Beschäftigten 

☐ 

13. bevorzugte Berücksichtigung von Frauen beim beruflichen Aufstieg nach 
erfolgreichem Abschluss einer inner- oder außerbetrieblichen Bildungsmaßnahme ☐ 

14. Angebot flexibler, den individuellen Bedürfnissen entsprechender Gestaltung der 
Arbeitszeit ☐ 

15. Angebot alternierender Telearbeit ☐ 

16. Möglichkeit befristeter Teilzeitarbeit, vorzugsweise vollzeitnah, mit Rückkehroption 
in eine Vollzeitarbeit, auch in Führungspositionen ☐ 

17. Kontakthalteangebote, Möglichkeit zur Teilnahme an betrieblicher Fortbildung, zu 
Vertretungseinsätzen und Rückkehrvereinbarungen für Beschäftigte in Elternzeit ☐ 

18. Bereitstellung betrieblicher oder externer Kinderbetreuung, auch für Arbeitszeiten 
außerhalb der üblichen Öffnungszeit der regulären Kinderbetreuung ☐ 

19. Bereitstellung geeigneter Unterstützung und Flexibilität am Arbeitsplatz für 
Beschäftigte, die Erziehungs- und Pflegeaufgaben wahrnehmen ☐ 

20. Umwandlung geringfügiger Beschäftigungsverhältnisse in mindestens 
Teilzeitarbeitsplätze ☐ 

21. Vermeidung einer überproportionalen Verringerung des Frauenanteils an der 
Gesamtzahl der Beschäftigten bei Personalabbaumaßnahmen ☐ 

3



IV 4021 F 
(Besondere Vertragsbedingungen und Erklärung gem. § 1 Abs. 2 der Frauenförderverordnung) 

Vertragsanlage Nr.: 
 

 

 

 
  ABau 2013, Stand: Januar 2024 Seite 4 von 4 

 
 

III. Weitere vertragliche Verpflichtungen 
 
Ich/Wir erkläre(n) mich/uns darüber hinaus mit folgenden Verpflichtungen gem. § 4 FFV 
einverstanden: 

 
1. Der oder die Auftragnehmende hat das geltende Gleichbehandlungsrecht zu beachten. 

 
2. Sofern sich der oder die Auftragnehmende zur Vertragserfüllung eines Unterauftragnehmers oder 

einer Unterauftragnehmerin bedient, hat er sicherzustellen, dass die Unterauftragnehmer/-innen 
sich nach Maßgabe von § 3 FFV zur Durchführung von Maßnahmen gem. § 2 FFV und zur 
Einhaltung der Verpflichtungen nach § 4 FFV bereit erklären. Eine schuldhafte Verletzung dieser 
Verpflichtung durch die Nachunternehmer/-innen wird den Auftragnehmenden zugerechnet. 

 
3.  Auf Verlangen der Vergabestelle hat der oder die Auftragnehmende die Einhaltung der 

übernommenen vertraglichen Verpflichtungen nach der Frauenförderverordnung in geeigneter 
Form nachzuweisen. 
 

IV. Rechtliche Hindernisse (Erforderlichenfalls anzugeben) 
 
An der Durchführung folgender Maßnahmen unter II. bzw. an der Übernahme folgender 
Verpflichtungen nach III. bin ich/sind wir gem. § 5 Abs. 2 FFV aus rechtlichen Gründen gehindert: 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung:  
 
 
 
 
 
 
 
(auf Verlangen nachzuweisen) 
 
 
 
 
 
____________________________    
(Datum, Unterschrift, Stempel)       
 
 
 
Hinweis: 
Bei Teilnahme am schriftlichen Vergabeverfahren ist die Erklärung an dieser Stelle zu unterschreiben. 
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Vergabenummer 
 

Maßnahmenummer 

Maßnahme 
 
 
 
 
Leistung/CPV 
 

 
Besondere Vertragsbedingungen (BVB) 

zur Verhinderung von Benachteiligungen 
(Teil A) 

 

1. Verpflichtung, Benachteiligungen zu verhindern 

Der Auftragnehmer verpflichtet sich,  

1.1 die bundes- und landesrechtlichen Bestimmungen über allgemeine Benachteiligungsver-
bote, insbesondere das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz, zu beachten, 

1.2 seinen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern bei gleicher oder gleichwertiger Arbeit glei-
ches Entgelt zu zahlen. Tarifvertragliche Regelungen bleiben davon unberührt. 

2. Übertragung der Verpflichtung auf die eingesetzte Unterauftragnehmerkette 

2.1 Der Auftragnehmer verpflichtet sich, seine Unterauftragnehmer und/oder Verleiher von 
Arbeitskräften zur Einhaltung der Verpflichtung nach der vorstehenden Nummer 1 zu ver-
pflichten. 

2.2 Der Auftragnehmer verpflichtet sich, seine Unterauftragnehmer und/oder Verleiher von 
Arbeitskräften zu verpflichten, mit etwaigen Unterauftragnehmern eine Vereinbarung nach 
2.1. zu treffen, so dass die Einhaltung der Vorgaben für die gesamte Unterauftragnehmer-
kette sichergestellt ist. 

2.3 Ein Unterauftragnehmer und/oder Verleiher von Arbeitskräften ist zur Einhaltung der Ver-
einbarungen nicht zu verpflichten, wenn  

2.3.1 der betreffende Unterauftrag vergaberechtsfrei ist im Sinne der §§ 107, 109, 116, 
117, 137, 140 sowie 145 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen, 

2.3.2 der Auftragnehmer bzw. der weitervergebende Unterauftragnehmer die Vertrags-
bedingungen des Unterauftragnehmers anerkennen muss, um die Leistung erfül-
len zu können, 

2.3.3 der betreffende Unterauftrag im Fall einer Liefer- oder Dienstleistung den Wert 
von 10.000 Euro (ohne Umsatzsteuer) oder im Fall einer Bauleistung den Wert 
von 50.000 Euro (ohne Umsatzsteuer) unterschreitet. 

Generalplanerleistungen - 71221000 Dienstleistung von Architekturbüros bei Gebäuden
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2.4 Der Auftragnehmer hat über die Übertragung der Verpflichtung nach 2.1 und 2.2 bzw. über 
das Vorliegen einer Ausnahme nach 2.3 auf Anforderung einen Nachweis zu erbringen. 

2.5 Verstößt ein Unterauftragnehmer oder Verleiher von Arbeitskräften des Auftragnehmers 
gegen seine nach 2.1 und 2.2 vereinbarten Verpflichtungen nach 1., so werden diese dem Auf-
tragnehmer zugerechnet. 

 

 

 

 

 

 
  

Hinweis 

Die Vertragsbedingungen über Sanktionsmöglichkeiten im Falle eines Verstoßes ergeben 
sich aus Teil B (IV 4024 F).  
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Vergabenummer 
 

Maßnahmenummer 

Maßnahme 
 
 
 
 
Leistung/CPV 
 

 

Besondere Vertragsbedingungen (BVB) über Kontrollen und Sanktionen nach dem 
Berliner Ausschreibungs- und Vergabegesetz (BerlAVG) 
 

Teil B 
der Besonderen Vertragsbedingungen 

 

zum Mindeststundenentgelt und zur Tariftreue IV 4020 F 
zur Frauenförderung      IV 4021 F 
zur Verhinderung von Benachteiligungen   IV 4023 F 
 
 

 
I. Übertragung dieser BVB entlang der eingesetzten  

Unterauftragnehmerkette 

Der Auftragnehmer verpflichtet sich, alle in diesem Teil B der Besonderen Vertragsbedingungen 
enthaltenen Vereinbarungen an seine Unterauftragnehmer und/oder Verleiher von Arbeitskräften 
weiterzugeben. Diese sind wiederum zu verpflichten, mit etwaigen Unterauftragnehmern und/oder 
Verleihern von Arbeitskräften eine entsprechende Vereinbarung zu treffen.1 

 

II. Kontrolle und Sanktionen  

1. Kontrolle 
1.1 Umfang der Kontrolle 
Der Auftraggeber und der Auftragnehmer vereinbaren, dass die Einhaltung der nachfolgend 
benannten Vertragsbedingungen, soweit sie vereinbart wurden, durch den öffentlichen 
Auftraggeber oder die zentrale Kontrollgruppe des Landes Berlin kontrolliert werden kann: 

1.1.1 Zahlung einer Entlohnung an die zur Auftragsausführung eingesetzten 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nach denjenigen Entlohnungsregelungen 
einschließlich des Mindestentgelts, die nach dem Mindestlohngesetz, einem nach 
dem Tarifvertragsgesetz mit den Wirkungen des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes 
für allgemeinverbindlich erklärten Tarifvertrag oder einer nach § 7, § 7a oder § 11 

                                            
1 Hierfür steht im Vergabeservice Berlin ein Muster zur Verfügung:  
https://www.berlin.de/vergabeservice/vergabeleitfaden/hinweise-fuer-bieter/artikel.1259454.php 
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des Arbeitnehmer- Entsendegesetzes oder einer nach § 3a des 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes erlassenen Rechtsverordnung für die 
betreffende Leistung verbindlich vorgegeben werden (siehe IV 4020 F, Nummer 
1.1.1); 

1.1.2 Zahlung einer Entlohnung an die zur Auftragsausführung eingesetzten 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nach den Regelungen des Tarifvertrags, der 
im Land Berlin auf das entsprechende Gewerbe anwendbar ist (siehe IV 4020 F, 
Nummer 1.1.2); 

1.1.3 Zahlung eines Mindeststundenentgelts an die zur Auftragsausführung eingesetzten 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer (ohne Auszubildende) in der vereinbarten 
Höhe (siehe IV 4020 F, Nummer 1.1.3); 

1.1.4 Maßnahmen zur Frauenförderung und/oder der Förderung der Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie; ( IV 4021 F)  

1.1.5 Übertragung der übernommenen Verpflichtungen an Unterauftragnehmer und/oder 
Verleiher von Arbeitskräften und Weitergabe dieser Verpflichtung entlang der 
Unterauftragnehmerkette (IV 4020 F, Nummer 2 bezüglich der Zahlung bestimmter 
Mindeststundenentgelte und bestimmter tarifvertraglicher Entgelte; IV 4021 F 
bezüglich der Frauenfördermaßnahmen; IV 4024 F, I,  bezüglich der in diesem 
Formblatt enthaltenen Vereinbarungen auf Unterauftragnehmer und/oder Verleiher 
von Arbeitskräften und Weitergabe dieser Verpflichtung entlang der 
Unterauftragnehmerkette). 

1.2 Durchführung der Kontrolle 

1.2.1 Der Auftraggeber oder die zentrale Kontrollgruppe des Landes Berlin kontrollieren 
die Einhaltung der unter II.1.1 aufgeführten Vertragsbedingungen, indem sie die 
erforderlichen Unterlagen anfordern oder die für die jeweilige Kontrolle bereit zu 
haltenden Unterlagen vor Ort in den Geschäftsräumen des Auftragnehmers bzw. 
Unterauftragnehmers und/oder Verleihers von Arbeitskräften einsehen. 

1.2.2 Der Auftragnehmer bzw. der Unterauftragnehmer und/oder Verleiher hat bei der 
Kontrolle mitzuwirken, indem er die Unterlagen vollständig und prüffähig vorhält, die 
erforderlich für die Überprüfung sind, ob die in II.1.1 benannten vereinbarten 
Vertragsbedingungen eingehalten wurden. 

1.2.3 Die Kontrollen erfolgen in Absprache mit dem Auftragnehmer bzw. 
Unterauftragnehmer und/oder Verleiher. Dazu setzt der Auftraggeber oder die 
zentrale Kontrollgruppe angemessene Fristen für die Zusendung oder die 
Bereitstellung der für die Prüfung erforderlichen Unterlagen unter Berücksichtigung 
des Aufwands für den Auftragnehmer oder den Unterauftragnehmer. Die Frist für die 
Zusendung oder Bereitstellung der Unterlagen beträgt mindestens 21 Kalendertage. 
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1.3 Für die Kontrolle erforderliche Unterlagen 

 Die vollständigen und prüffähigen Unterlagen bestehen in der Regel bei der 
Kontrolle auf Einhaltung 

1.3.1 der Zahlung des gesetzlichen Mindestlohns oder des Vergabemindestentgeltes aus: 
• Arbeitsverträgen 
• Entgeltnachweisen 
• Arbeitszeitnachweisen; 

1.3.2 eines Entgelts nach einem einzuhaltenden Tarifvertrag zusätzlich zu den Unterlagen aus 
II.1.3.1 aus: 
• Dokumenten zur Zugehörigkeit in eine Lohngruppe/ Entgeltgruppe 
• den einschlägigen Tarifverträgen; 

1.3.3 der Weiterverpflichtung der gesamten Unterauftragnehmerkette aus: 
• der vertraglichen Verpflichtung des Unterauftragnehmers oder Verleihers von 

Arbeitskräften und deren gesamten Unterauftragsnehmerkette bezüglich der zu 
kontrollierenden Verpflichtungen; 

• ggf. Unterauftragnehmerverträgen, Bestellscheinen oder Rechnungen; 
1.3.4 der Maßnahmen zur Frauenförderung und/oder zur Förderung der Vereinbarkeit von 

Beruf und Familie aus: 
• Unterlagen, aus denen jeweils die konkrete Maßnahme zur Frauenförderung 

und/oder zur Förderung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie nachweisbar 
hervorgeht 

• Arbeitsverträgen; 
• ggf. Nachweis der Anzahl der im Betrieb beschäftigten Personen; 

Zusätzlich zu den in den unter II. 1.3.1 bis II.1.3.4 genannten Unterlagen können je nach 
Einzelfall weitere Unterlagen für eine schlüssige Kontrolle erforderlich sein. 

1.4 Schutz von personenbezogenen Daten und Geschäftsgeheimnissen 

Bei der Durchführung und Dokumentation der Kontrolle werden mögliche 
Geschäftsgeheimnisse gewahrt. Ebenso werden personenbezogene Daten nur zu 
Kontrollzwecken verarbeitet und nur den unmittelbar mit den Kontrollen zuständigen 
Beschäftigten des öffentlichen Auftraggebers bzw. der zentralen Kontrollgruppe zugänglich 
gemacht. Die Grundsätze der Datensparsamkeit und der Datensicherheit werden beachtet. 

1.5 Mitwirkung des Auftragsnehmers bzw. Unterauftragnehmers und/oder 
Verleihers von Arbeitskräften bei der Kontrolle; Weitergabe dieser 
Verpflichtung in der Unterauftragnehmerkette 

Der Auftragnehmer bzw. Unterauftragnehmer und/oder Verleiher hat an den Kontrollen 
mitzuwirken (siehe auch II.1.2). Dies beinhaltet neben der Bereitstellung und Übermittlung 
der unter II.1.3 genannten Unterlagen auch, dass der Auftragnehmer bzw. 
Unterauftragnehmer und/oder Verleiher alle datenschutzrechtlichen Voraussetzungen für die 
Verarbeitung von personenbezogenen Daten seiner zur Auftragserfüllung eingesetzten 
Beschäftigten zu Zwecken der Kontrolle erfüllt, indem er diese insbesondere auch über die 
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Möglichkeit von Kontrollen unterrichtet und aufklärt. Diese Verpflichtung hat der 
Auftragnehmer ebenso innerhalb der gesamten für den Auftrag beauftragten 
Unterauftragnehmerkette zugunsten des öffentlichen Auftraggebers und der zentralen 
Kontrollgruppe weiterzugeben. Der Auftragnehmer trägt die eigenen ggf. durch die Kontrolle 
verursachten Kosten selbst. 

 

2. Sanktionen 

2.1 Umfang der Sanktionen 

Auftraggeber und Auftragnehmer vereinbaren, dass der Auftraggeber den Auftragnehmer für 
den Fall sanktionieren kann, dass dieser schuldhaft gegen die in II.1.1.1 bis II.1.1.5 
benannten Vertragsbedingungen verstößt, soweit diese vereinbart wurden.  

Dies gilt ebenso für einen Verstoß gegen die Besonderen Vertragsbedingungen zur 
Verhinderung von Benachteiligungen (IV 4023 F), sowie einen Verstoß gegen die 
Mitwirkungspflicht an Kontrollen gemäß II.1.2. Als Sanktionsmöglichkeit kommen die 
Vertragsstrafe, Kündigung oder Rücktritt, sowie Schadenersatz oder Minderung nach 
Maßgabe der folgenden Bestimmungen in Betracht. 

2.2 Vertragsstrafe 

2.2.1 Auftraggeber und Auftragnehmer vereinbaren für jeden unter II.2.2.2 benannten 
schuldhaften Verstoß gegen die Verpflichtungen aus den in II.2.1 aufgeführten 
Besonderen Vertragsbedingungen eine Vertragsstrafe in Höhe von 1 Prozent der an 
den Auftragnehmer zu zahlenden Vergütung (ohne Umsatzsteuer). Ausgenommen 
von dieser Vereinbarung sind Verstöße gegen Entlohnungsvereinbarungen nach 
II.2.1 i.V.m. IV 4020 F Nummer 1.1.1 sowie gegen die Besonderen 
Vertragsbedingungen zur Verhinderung von Benachteiligungen nach IV 4023 F 
Nummer 2.1. 

2.2.2 Ein Verstoß liegt jeweils vor, 

2.2.2.1 wenn die Entlohnung nach einem Tarifvertrag mit Geltungsbereich im Land Berlin 
nicht in der vereinbarten Höhe an einen zur Auftragsausführung eingesetzten 
Beschäftigten gezahlt wurde (IV 4020 F Nummer 1.1.2). Dies gilt je beschäftigter 
Person je Vertragslaufzeit; 

2.2.2.2 wenn das vergaberechtliche Mindeststundenentgelt nicht in der vereinbarten Höhe 
an einen zur Auftragsausführung eingesetzten Beschäftigten gezahlt wurde 
(IV 4020 F Nummer 1.1.3). Dies gilt je beschäftigter Person je Vertragslaufzeit; 

2.2.2.3 wenn entgegen der vereinbarten Besonderen Vertragsbedingungen zur 
Frauenförderung (IV 4021 F) die verlangte(n) Maßnahme(n) zur Förderung von 
Frauen und/oder zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf nicht nachweislich 
durchgeführt oder eingeleitet wurde(n). Dies gilt je Maßnahme je Vertragslaufzeit; 

2.2.2.4 wenn gegen die Pflicht zur Übertragung der übernommenen Verpflichtungen an 
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Unterauftragnehmer und/oder Verleiher von Arbeitskräften und Weitergabe dieser 
Verpflichtung entlang der Unterauftragnehmerkette verstoßen wurde (IV 4020 F, 
Nummer 2 bezüglich der Zahlung bestimmter Mindeststundenentgelte und 
bestimmter tarifvertraglicher Entgelte; IV 4021 F  bezüglich der 
Frauenfördermaßnahmen; IV 4024 F, I,  bezüglich der Übertragung der in diesem 
Teil B der Besonderen Vertragsbedingungen enthaltenen Vereinbarungen auf 
Unterauftragnehmer und/oder Verleiher von Arbeitskräften und Weitergabe dieser 
Verpflichtung entlang der Unterauftragnehmerkette;  

2.2.2.5 wenn entgegen der Verpflichtung nach II.1.2 nicht an den Kontrollen zur Einhaltung 
der unter II.1.1 aufgeführten Vertragsbedingungen mitgewirkt wurde durch 
vollständige Übermittlung von Unterlagen zu Kontrollzwecken trotz zweimaliger 
Aufforderung mit erfolgloser angemessener Fristsetzung oder durch die fehlende 
Gestattung des Zugangs zu den Unterlagen im Falle einer Vor-Ort-Kontrolle. 

2.2.3 Der Auftragnehmer ist zur Zahlung einer Vertragsstrafe auch für den Fall verpflichtet, 
dass der Verstoß durch einen von ihm eingesetzten Unterauftragnehmer oder einen 
Verleiher von Arbeitskräften oder durch einen Unterauftragnehmer in dessen 
Unterauftragnehmerkette schuldhaft begangen wird. 

2.2.4 Ist die verwirkte Vertragsstrafe für einen Verstoß unverhältnismäßig hoch, so ist sie 
vom Auftraggeber auf einen angemessenen Betrag herabzusetzen. 

2.2.5 Die Summe der Vertragsstrafen für die Verstöße darf insgesamt 5 Prozent der an den 
Auftragnehmer zu zahlenden Vergütung (ohne Umsatzsteuer) nicht überschreiten. 
Auf diese maximale Höhe der Vertragsstrafe von 5 Prozent wird eine auf der 
Grundlage weiterer Vertragsbedingungen verwirkte Vertragsstrafe angerechnet; 
soweit nicht anders geregelt, werden hier verwirkte Vertragsstrafen auch auf die 
maximale Höhe der Vertragsstrafen angerechnet, welche auf der Grundlage weiterer 
Vertragsbedingungen verwirkt werden. 

2.2.6 Es gelten zudem die §§ 339 ff. BGB. 

2.3 Kündigung; Rücktritt 

2.3.1 Der Auftraggeber kann bei einem Verstoß gegen die unter II.2.1 aufgeführten 
vereinbarten Vertragsbedingungen nach seiner Wahl bzw. nach der Art des 
zugrundeliegenden Vertrages diesen Vertrag kündigen oder von diesem Vertrag 
zurücktreten. 

2.3.2 Die in II.2.2.2 für die Vertragsstrafe aufgeführten Verstöße bilden Regelbeispiele für 
Gründe, die zur Ausübung der Ansprüche nach II.2.3.1 berechtigen. 

2.4 Minderung; Schadenersatz 

2.4.1 Der Auftraggeber kann bei einem Verstoß gegen die unter II.2.1 aufgeführten 
Vertragsbedingungen nach seiner Wahl bzw. der Art des zu grunde liegenden 
Vertrages eine angemessene Minderung der Vergütung oder Schadenersatz 
verlangen. Ausgenommen von diesen Ansprüchen sind Verstöße gegen 
Entlohnungsvereinbarungen nach II.2.1 i.V.m. IV 4020 F Nummer 1.1.1 sowie 
Maßnahmen zur Verhinderung von Benachteiligungen nach IV 4023 F Nummer 2.1.  
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2.4.2 Die in II.2.2.2 für die Vertragsstrafe aufgeführten Verstöße bilden Regelbeispiele für 
Gründe, die zur Ausübung der Ansprüche nach II.2.4.1 berechtigen. 

 

 
Hinweis 

Verstößt der Auftragnehmer oder ein von ihm eingesetzter Unterauftragnehmer 
oder Verleiher von Arbeitskräften gegen die in Nummer 1.1 und 2.1 aufgeführten 
Vertragsbedingungen, so hat der öffentliche Auftraggeber oder die zentrale 
Kontrollgruppe das Amtliche Unternehmer- und Lieferantenverzeichnis bei der 
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen in Berlin 
unverzüglich zu unterrichten (§ 16 Abs. 5 BerlAVG). 
Darüber hinaus wird die „Finanzkontrolle Schwarzarbeit“ der 
Bundeszollverwaltung benachrichtigt, wenn Anhaltspunkte für einen Verstoß des 
Auftragnehmers, eines eingesetzten Unterauftragnehmers oder Verleihers von 
Arbeitskräften gegen Mindestarbeitsbedingungen gemäß § 128 Absatz 1 Gesetz 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) vorliegen (§ 16 Abs. 6 BerlAVG). 

5
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Vergabenummer 
 

Maßnahmenummer 
 

Maßnahme 
 
 
 
 
Leistung/CPV 
 

 
Technische und sonstige Vorschriften, Regelwerke, Rundschreiben 

 
Auswahl / 

Nr. 
Vorschrift / Regelwerk   und   Bezug / Quelle 

 1. Verwaltungsvorschrift für die Anwendung von Umweltschutzanforderungen bei der 
Beschaffung von Liefer-, Bau- und Dienstleistungen (Verwaltungsvorschrift Beschaffung und 
Umwelt – VwVBU) 
in der jeweils gültigen Fassung, soweit anwendbar: 
https://www.berlin.de/nachhaltige-beschaffung/ 

 2. Aktuelle Rundschreiben der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen 
https://www.berlin.de/sen/sbw/service/rundschreiben 

 3. Handbuch „Berlin – Design for all – Öffentlich zugängliche Gebäude“ 
https://www.berlin.de/sen/bauen/baurecht-und-bauplanung/barrierefreies-bauen/publikationen/ 

 4. Handbuch „Berlin – Design for all – Öffentlicher Freiraum Berlin“ 
https://www.berlin.de/sen/bauen/baurecht-und-bauplanung/barrierefreies-bauen/publikationen/ 

 5. Kampfmittelbergung  
Verwaltungsvorschrift zur Ermittlung und Bergung von Kampfmitteln im Land Berlin und Formular 
https://www.berlin.de/sen/uvk/service/rechtsvorschriften/verkehr/ 

 6. Ausführungsvorschrift zur Beachtung der ILO-Kernarbeitsnormen bei der Vergabe von Bau-, 
Liefer- oder Dienstleistungen 
https://www.berlin.de/vergabeservice/nachhaltige-beschaffung/ilo-kernarbeitsnormen/231017_av_ilo-
kernarbeitsnormen.pdf 

 7.  
 
 

 8.  
 
 

 9.  
 
 

 10.  
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Zusätzliche Vertragsbestimmungen 
zum Arbeiten auf der Vergabeplattform (https://www.berlin.de/vergabeplattform/), zur Erstellung 
von Ausschreibungsunterlagen und zum Datenaustausch 
 
Als Ergänzung zu den vertraglichen Regelungen zur Datenverarbeitung sind folgende Vorgaben zu beachten: 

1. Arbeiten auf der Vergabeplattform unter https://www.berlin.de/vergabeplattform/ 
1.1. Zugangsdaten 

Der Auftraggeber stellt dem Auftragnehmer die Zugangsdaten (Benutzername und Startpasswort) zur 
Verfügung. Das Startpasswort ist vom Auftragnehmer aus sicherheitstechnischen Gründen nach der 
ersten Anmeldung zu ändern. Es ist Sache des Auftragnehmers, sich in die Funktionsweise der 
Vergabeplattform einzuarbeiten. 

Siehe Hilfen unter:  
https://download.arriba-net.de/fileadmin/downloaddaten/my.vergabeplattform.berlin.de/hilfe/start-
center.html 

1.2. Unterlagen für die Vergabeplattform 

Der Auftragnehmer hat eigenverantwortlich sicherzustellen, dass die Vorgaben für die Vergabeplattform 
(https://www.berlin.de/vergabeplattform/) erfüllt werden. 

2. Anwendung des STLB-Bau 

Für die Beschreibung der Leistungen ist das STLB-Bau in der jeweils aktuellen Fassung zu verwenden. 
Die Aktualisierung des STLB-Bau erfolgt alle 6 Monate durch Beuth/GAEB (in digitaler Ausgabe). 

3. Leistungsverzeichnisübermittlung mittels GAEB-Datenaustausch 

Der Datenaustausch wird nur auf der Grundlage der "Regelungen für den Datenaustausch 
Leistungsverzeichnis" des Gemeinsamen Ausschusses Elektronik im Bauwesen (GAEB) in der Version 
XML 3.1 ff. durchgeführt. 

Die zulässigen Medien für die Datenübermittlung sind, sofern nicht im Vertrag angegeben: 

− Vergabeplattform https://www.berlin.de/vergabeplattform/ 
− E-Mail mit angefügter Datei 
− vom Auftraggeber vorgegebene Austauschplattform / Cloud / vorgegebener Projektraum 

Der Auftraggeber ist jederzeit befugt, für bestimmte Daten bestimmte Medien vorzuschreiben. 

Mit Übermittlung der endgültigen Fassung des Leistungsverzeichnisses hat der Auftragnehmer dem 
Auftraggeber das Leistungsverzeichnis in der vereinbarten Datenaustauschphase – (bepreistes 
Leistungsverzeichnis als X81 bzw. X82, Leistungsverzeichnis für die Vergabeplattform als X83) - zu 
übermitteln. 

Hinweise auf den freiberuflich Tätigen (FBT) sind im LV und in den Anlagen nicht gestattet. 

Vergabenummer 
 

Maßnahmenummer 
 

Maßnahme 
 
 
 
 

Leistung/CPV 
 Generalplanerleistungen - 71221000 Dienstleistung von Architekturbüros bei Gebäuden

Cantianstraße 24, 10437 Berlin                                                                                                                                Anlage 11
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4. Ordnungszahl (OZ) 
4.1. Die OZ ist zu gliedern in 

− 2 Stellen für den Abschnitt (BoQ-Level) 
− 2 Stellen für den Unterabschnitt (BoQ-Level) 
− 4 Stellen für die Position (Item) 
− 1 Stelle für Index (keinesfalls vorbelegen) 

4.2. Das Leistungsverzeichnis ist numerisch zu gliedern. 
4.3. Abschnitts- und Unterabschnittsnummer mit der Ziffer 0 sind nicht zugelassen.  

Jeder Abschnitt muss mindestens eine Position enthalten. 

Beim Wechsel von Abschnitten ist wieder mit Position 1 zu beginnen und fortlaufend mit der Schrittweite 
1 zu nummerieren. 

Lücken in der Nummerierung sind nicht zugelassen. 

Positionen mit Indices sind nicht zu verwenden. 

5. Positionsbearbeitung 
5.1. Allgemeines 

− Ein Deckblatt zur Leistungsbeschreibung ist nicht zu erstellen. 
− Ein manuell erstelltes Inhaltsverzeichnis für die LV-Abschnitte ist nicht zulässig. 
− In GAEB-XML mögliche Schrift-Formatierungen (Fett, Kursiv, Farbe) oder Tabellen und Aufzählungen 

dürfen nicht verwendet werden. 
− Nicht zugelassen ist das Einfügen von Zeichnungen und Bildern.  

5.1.1. Normalpositionen aus Standardtexten 

− Langtextergänzungen (des Ausschreibenden) sind zwingend auszufüllen. 

5.1.2. Normalposition mit frei formuliertem Text 

Es ist strikt darauf zu achten, dass 

− zu jeder Position sowohl Lang- als auch Kurztext vorhanden und keine abweichenden Informationen 
zwischen Lang- und Kurztext enthalten sind. 

− für vom Aufsteller geforderte Bieterangaben Datenfelder gesetzt sind. 
− nach der Umwandlung von Standardtexten in Freitexte die Textergänzungen des Ausschreibenden in 

Langtext umgewandelt worden sind. 

5.1.3. Leit- und Unterbeschreibung 

Leit- und Unterbeschreibungen sind jeweils als eigene Positionstexte unmittelbar hintereinander zu 
erfassen. Es ist unzulässig, Unterbeschreibungen aus einzelnen Hinweistexten zusammenzustellen. 

5.1.4. Mengeneinheiten 

− Es sind nur die im STLB-Bau verwendeten Mengeneinheiten zugelassen (siehe die beigefügte 
Aufstellung unter Nr. 6.2). 

5.2. Stundenlohnarbeiten 

Stundenlohnarbeiten sind nur bei begründetem Bedarf als Normalpositionen in einem eigenen 
Unterabschnitt zu erfassen. 

5.3. Positionsarten 
5.3.1. Pauschalposition 

Pauschalpositionen mit einer Ausschreibungsmenge ungleich 1 sind unzulässig. 
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5.3.2. Nicht zugelassen sind: 

− Wahlposition (ehem. Alternativposition) 
− Bedarfsposition (ehem. Eventualposition) 
− Preisanfrageposition 
− Zuschlagsposition (nicht zu verwechseln mit Zulageposition) 
− Position mit "freier Menge" 
− Bietertextergänzungen in Vorbemerkungen und Hinweistexten 

5.3.3. Bieterkommentare dürfen nicht erlaubt werden. 

6. Ergänzende Anmerkungen 
6.1. Ausschreibungen die Lose beinhalten, sind so aufzuteilen, dass ein Los einem Leistungsverzeichnis 

entspricht (Leistungsverzeichnisse mit z.B. drei Losen bestehen somit aus drei gesonderten 
Dateien). Allgemeine Vorbemerkungen und vertragliche Regelungen sind in alle Lose zu 
übernehmen. 

6.2. Zugelassene Einheiten. 
 

Einheit  Hinweistext, vertragliche Regelung 
 

a  Jahr 
cm  Zentimeter 
cm2  Quadratzentimeter 
d  Tag 
h  Stunde 
a  Jahr 
kg  Kilogramm 
km  Kilometer 
km2  Quadratkilometer 
kwh  Kilowattstunde 
kWp  Kilowatt peak 
l  Liter 
m  Meter 
m2  Quadratmeter 
m3  Kubikmeter 
mm  Millimeter 
Mt  Monat 
psch  Pauschal 
St  Stück 
t  Tonne 
Wo  Wochen 
md  Meter x Tag  
mMt  Meter x Monat 
mWo  Meter x Woche 
m2d  Quadratmeter x Tag 
m2Mt  Quadratmeter x Monat 
m2Wo  Quadratmeter x Woche 
m3d  Kubikmeter x Tag 
m3Mt  Kubikmeter x Monat 
m3Wo  Kubikmeter x Woche 
Sth  Stück x Stunde 
Std  Stück x Tag 
StMt  Stück x Monat 
StWo  Stück x Woche 
St/M  Stück pro Monat 
St/J  Stück pro Jahr 
td  Tonne x Tag 
tWo  Tonne x Woche 
tMt  Tonne x Monat 
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Vergabenummer 
 

Maßnahmenummer 
 

Maßnahme 
 
 
 
 

Leistung/CPV 
 

 
Auftraggeber (AG)  Datum 
 
 
 
 
 
 
 

  
 
Telefon 
 
 
E-Mail 
 
 
 
 

 
 

Niederschrift 
 

über die Verpflichtung nach § 1 des Gesetzes über die förmliche Verpflichtung 
nicht beamteter Personen (Verpflichtungsgesetz) 

 
vom 2. März 1974 (BGBl. I S. 469, 547) zuletzt geändert durch  

§ 1 Nummer 4 des Gesetzes vom 15. August 1974 (BGBl. I S. 1942) 
 

                        Vorname, Name 
Frau/ Herr         
 

geboren am 
 

 
erklärt: 
 
Ich wurde heute auf die gewissenhafte Erfüllung meiner Obliegenheiten verpflichtet. Mir wurde 
der Inhalt der folgenden Strafvorschriften des Strafgesetzbuches bekanntgegeben: 
 
Paragraf des 
Strafgesetzbuches 

Inhalt 

97b Abs. 2 
i.V.m. 

94-97a, 101 

Verrat in irriger Annahme eines Staatsgeheimnisses, Landesverrat, Offenbaren 
von Staatsgeheimnissen, Landesverräterische Ausspähung, Preisgabe von 
Staatsgeheimnissen, Verrat illegaler Geheimnisse, Nebenfolgen 

133 Verwahrungsbruch 
201 Verletzung der Vertraulichkeit des Wortes 
203 Verletzung von Privatgeheimnissen 
204 Verwertung fremder Geheimnisse 
331 Vorteilsnahme 
332 Bestechlichkeit 
336 Unterlassen der Diensthandlung 
353b Verletzung des Dienstgeheimnisses u. einer besonderen Geheimhaltungspflicht 
355 Verletzung des Steuergeheimnisses 
358 Nebenfolgen 

Cantianstraße 24, 10437 Berlin

Berlin10707
Fehrbelliner Platz 4

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen

Generalplanerleistungen - 71221000 Dienstleistung von Architekturbüros bei Gebäuden

Sanierung und Modernisierung - 2. Bauabschnitt - (Neubau des Stadions)
Friedrich-Ludwig-Jahn-Sportpark - FLJS-2BA

12327E70007VM_26118_VgV_O_Ge
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Ich wurde darauf hingewiesen, dass die vorgenannten Strafvorschriften auf Grund der 
Verpflichtung für mich anzuwenden sind. 
 
Ich erkläre, nunmehr von dem Inhalt der genannten Bestimmungen unterrichtet zu sein. 
Ich unterzeichne dieses Protokoll nach Verlesung zum Zeichen der Genehmigung und 
bestätige gleichzeitig den Empfang einer Abschrift der Niederschrift und der oben genannten 
Vorschriften. 
 
 
 
 
 
_____________________________  _____________________________ 
Unterschrift der/des Erklärenden   Unterschrift der Verhandlungsführerin/ 
       des Verhandlungsführers 
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Auszug aus dem Strafgesetzbuch 
 

§ 97b 
Verrat in irriger Annahme eines illegalen Geheimnisses 

 
(1) Handelt der Täter in den Fällen der §§ 94 bis 97 in der irrigen Annahme, das Staatsgeheimnis sei 
ein Geheimnis der in § 97a bezeichneten Art, so wird er, wenn 

 
1. dieser Irrtum ihm vorzuwerfen ist, 
2. er nicht in der Absicht handelt, dem vermeintlichen Verstoß entgegenzuwirken, oder 
3. die Tat nach den Umständen kein angemessenes Mittel zu diesem Zweck ist, 

 
nach den bezeichneten Vorschriften bestraft. Die Tat ist in der Regel kein angemessenes Mittel, 
wenn der Täter nicht zuvor ein Mitglied des Bundestages um Abhilfe angerufen hat. 

 
(2) War dem Täter als Amtsträger oder als Soldat der Bundeswehr das Staatsgeheimnis dienstlich 
anvertraut oder zugänglich, so wird er auch dann bestraft, wenn nicht zuvor der Amtsträger einen 
Dienstvorgesetzten, der Soldat einen Disziplinarvorgesetzten um Abhilfe angerufen hat. Dies gilt für 
die für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten und für Personen, die im Sinne des § 353b 
Abs. 2 verpflichtet worden sind, sinngemäß. 

 
 

§ 94 
Landesverrat 

 
(1) Wer ein Staatsgeheimnis 

 
1. einer fremden Macht oder einem ihrer Mittelsmänner mitteilt oder 
2. sonst an einen Unbefugten gelangen lässt oder öffentlich bekanntmacht, um die Bundesrepublik 

Deutschland zu benachteiligen oder eine fremde Macht zu begünstigen 
 

und dadurch die Gefahr eines schweren Nachteils für die äußere Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland herbeiführt, wird mit Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr bestraft. 

 
(2) In besonders schweren Fällen ist die Strafe lebenslange Freiheitsstrafe oder Freiheitsstrafe 
nicht unter fünf Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter 

 
1. eine verantwortliche Stellung missbraucht, die ihm zur Wahrung von Staatsgeheimnissen 

besonders verpflichtet oder 
2. durch die Tat die Gefahr eines besonders schweren Nachteils für die äußere Sicherheit der 

Bundesrepublik Deutschland herbeiführt. 
 
 

§ 95 
Offenbaren von Staatsgeheimnissen 

 
(1) Wer ein Staatsgeheimnis, das von einer amtlichen Stelle oder auf deren Veranlassung 
geheimgehalten wird, an einen Unbefugten gelangen lässt oder öffentlich bekanntmacht und dadurch 
die Gefahr eines schweren Nachteils für die äußere Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland 
herbeiführt, wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren bestraft, wenn die Tat nicht 
in § 94 mit Strafe bedroht ist. 

 
(2) Der Versuch ist strafbar. 

 
(3) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren. 
§ 94 Abs. 2 Satz 2 ist anzuwenden. 
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§ 96 
Landesverräterische Ausspähung; Auskundschaften von Staatsgeheimnissen 

 
(1) Wer sich ein Staatsgeheimnis verschafft, um es zu verraten (§ 94), wird mit Freiheitsstrafe von 
einem Jahr bis zu zehn Jahren bestraft. 
(2) Wer sich ein Staatsgeheimnis, das von einer amtlichen Stelle oder auf deren Veranlassung 
geheimgehalten wird, verschafft, um es zu offenbaren (§ 95), wird mit Freiheitsstrafe von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. Der Versuch ist strafbar. 

 
 

§ 97 
Preisgabe von Staatsgeheimnissen 

 
(1) Wer ein Staatsgeheimnis, das von einer amtlichen Stelle oder auf deren Veranlassung 
geheimgehalten wird, an einen Unbefugten gelangen lässt oder öffentlich bekannt macht und dadurch 
fahrlässig die Gefahr eines schweren Nachteils für die äußere Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland verursacht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

 
(2) Wer ein Staatsgeheimnis, das von einer amtlichen Stelle oder auf deren Veranlassung geheim 
gehalten wird und das ihm kraft seines Amtes, seiner Dienststellung oder eines von einer amtlichen 
Stelle erteilten Auftrags zugänglich war, leichtfertig an einen Unbefugten gelangen lässt und dadurch 
fahrlässig die Gefahr eines schweren Nachteils für die äußere Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland verursacht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft. 

 
(3) Die Tat wird nur mit Ermächtigung der Bundesregierung verfolgt. 

 
 

§ 97a 
Verrat illegaler Geheimnisse 

 
Wer ein Geheimnis, das wegen eines der in § 93 Abs. 2 bezeichneten Verstöße kein 
Staatsgeheimnis ist, einer fremden Macht oder einem ihrer Mittelsmänner mitteilt und dadurch die 
Gefahr eines schweren Nachteils für die äußere Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland 
herbeiführt, wird wie ein Landesverräter (§ 94) bestraft. § 96 Abs. 1 in Verbindung mit § 94 Abs. 1 
Nr. 1 ist auf Geheimnisse der in Satz 1 bezeichneten Art entsprechend anzuwenden. 

 
 

§ 101 
Nebenfolgen 

 
Neben einer Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten wegen einer vorsätzlichen Straftat nach 
diesem Abschnitt kann das Gericht die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden, die Fähigkeit, 
Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlangen, und das Recht, in öffentlichen Angelegenheiten zu 
wählen oder zu stimmen, aberkennen (§ 45 Abs. 2 und 5). 

 
 

§ 133 
Verwahrungsbruch 

 
(1) Wer Schriftstücke oder andere bewegliche Sachen, die sich in dienstlicher Verwahrung befinden 
oder ihm oder einem anderen dienstlich in Verwahrung gegeben worden sind, zerstört, beschädigt, 
unbrauchbar macht oder der dienstlichen Verfügung entzieht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

 
(2) Dasselbe gilt für Schriftstücke oder andere bewegliche Sachen, die sich in amtlicher Verwahrung 
einer Kirche oder anderen Religionsgesellschaft des öffentlichen Rechts befinden oder von dieser 
dem Täter oder einem anderen amtlich in Verwahrung gegeben worden sind. 

 
(3) Wer die Tat an einer Sache begeht, die ihm als Amtsträger oder für den öffentlichen Dienst 
besonders Verpflichteten anvertraut worden oder zugänglich geworden ist, wird mit Freiheitsstrafe 
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bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 

 
§ 201 

Verletzung der Vertraulichkeit des Wortes 
 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer unbefugt 
 

1. das nichtöffentlich gesprochene Wort eines anderen auf einen Tonträger aufnimmt oder 
2. eine so hergestellte Aufnahme gebraucht oder einem Dritten zugänglich macht. 

 
(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt 

 
1. das nicht zu seiner Kenntnis bestimmte nichtöffentlich gesprochene Wort eines anderen mit einem 

Abhörgerät abhört oder 
2. das nach Absatz 1 Nr. 1 aufgenommene oder nach Absatz 2 Nr. 1 abgehörte nichtöffentlich 

gesprochene Wort eines anderen im Wortlaut oder seinem wesentlichen Inhalt nach öffentlich 
mitteilt. 

 
Die Tat nach Satz 1 Nr. 2 ist nur strafbar, wenn die öffentliche Mitteilung geeignet ist, berechtigte 
Interessen eines anderen zu beeinträchtigen. Sie ist nicht rechtswidrig, wenn die öffentliche 
Mitteilung zur Wahrnehmung überragender öffentlicher Interessen gemacht wird. 

 
(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer als Amtsträger oder 
als für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter die Vertraulichkeit des Wortes verletzt 
(Absätze 1 und 2). 

 
(4) Der Versuch ist strafbar. 

 
(5) Die Tonträger und Abhörgeräte, die der Täter oder Teilnehmer verwendet hat, können 
eingezogen werden. § 74a ist anzuwenden. 

 
 

§ 203 
Verletzung von Privatgeheimnissen 

 
(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen Lebensbereich 
gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als 

 
1. Arzt, Zahnarzt, Tierarzt, Apotheker oder Angehörigen eines anderen Heilberufs, der für die 

Berufsausübung oder die Führung der Berufsbezeichnung eine staatlich geregelte Ausbildung 
erfordert, 

2. Berufspsychologen mit staatlich anerkannter wissenschaftlicher Abschlussprüfung, 
3. Rechtsanwalt, Kammerrechtsbeistand, Patentanwalt, Notar, Verteidiger in einem gesetzlich 

geordneten Verfahren, Wirtschaftsprüfer, vereidigtem Buchprüfer, Steuerberater, 
Steuerbevollmächtigten oder Organ oder Mitglied eines Organs einer Rechtsanwalts-, 
Patentanwalts- Wirtschaftsprüfungs-, Buchprüfungs- oder Steuerberatungsgesellschaft, 

4. Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberater sowie Berater für Suchtfragen in einer 
Beratungsstelle, die von einer Behörde oder Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen 
Rechts anerkannt ist, 

5. Mitglied oder Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle nach den §§ 3 und 8 des 
Schwangerschaftskonfliktgesetzes, 

6. staatlich anerkanntem Sozialarbeiter oder staatlich anerkanntem Sozialpädagogen oder 
7. Angehörigen eines Unternehmens der privaten Kranken-, Unfall- oder Lebensversicherung oder 

einer privatärztlichen, steuerberaterlichen oder anwaltlichen Verrechnungsstelle 
 

anvertraut worden oder sonst bekannt geworden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder 
mit Geldstrafe bestraft. 

 
(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen 
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Lebensbereich gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das 
ihm als 

 
1. Amtsträger, 
2. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten, 
3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personalvertretungsrecht wahrnimmt, 
4. Mitglied eines für ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines Landes tätigen 

Untersuchungsausschusses, sonstigen Ausschusses oder Rates, das nicht selbst Mitglied des 
Gesetzgebungsorgans ist, oder als Hilfskraft eines solchen Ausschusses oder Rates, oder 

5. öffentlich bestelltem Sachverständigen, der auf die gewissenhafte Erfüllung seiner 
Obliegenheiten auf Grund eines Gesetztes förmlich verpflichtet worden ist, oder 

6. Person, die auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Geheimhaltungspflicht 
bei der Durchführung wissenschaftlicher Forschungsvorhaben auf Grund 
eines Gesetzes förmlich verpflichtet worden ist, 

 
anvertraut worden oder sonst bekannt geworden ist. Einem Geheimnis im Sinne des Satzes 1 stehen 
Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse eines anderen gleich, die für Aufgaben 
der öffentlichen Verwaltung erfasst worden sind; Satz 1 ist jedoch nicht anzuwenden, soweit solche 
Einzelangaben anderen Behörden oder sonstigen Stellen für Aufgaben der öffentlichen Verwaltung 
bekannt gegeben werden und das Gesetz dies nicht untersagt. 

 
(3) Kein Offenbaren im Sinne dieser Vorschrift liegt vor, wenn die in den Absätzen 1 und 2 genannten 
Personen Geheimnisse den bei ihnen berufsmäßig tätigen Gehilfen oder den bei ihnen zur 
Vorbereitung auf den Beruf tätigen Personen zugänglich machen. Die in den Absätzen 1 und 2 
Genannten dürfen fremde Geheimnisse gegenüber sonstigen Personen offenbaren, die an ihrer 
beruflichen oder dienstlichen Tätigkeit mitwirken, soweit dies für die Inanspruchnahme der Tätigkeit 
der sonstigen mitwirkenden Personen erforderlich ist; das Gleiche gilt für sonstige mitwirkende 
Personen, wenn diese sich weiterer Personen bedienen, die an der beruflichen oder dienstlichen 
Tätigkeit der in den Absätzen 1 und 2 Genannten mitwirken. 

 
(4) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes 
Geheimnis offenbart, das ihm bei der Ausübung oder bei Gelegenheit seiner Tätigkeit als mitwirkende 
Person oder als bei den in den Absätzen 1 und2 genannten Personen tätiger Beauftragter für den 
Datenschutz bekannt geworden ist. Ebenso wird bestraft, wer 

 
1. als in den Absätzen 1 und 2 genannte Person nicht dafür Sorge getragen hat, dass eine sonstige 

mitwirkende Person, die unbefugt ein fremdes, ihr bei der Ausübung oder bei Gelegenheit ihrer 
Tätigkeit bekannt gewordenes Geheimnis offenbart, zur Geheimhaltung verpflichtet wurde; dies 
gilt nicht für sonstige mitwirkende Personen, die selbst eine in den Absätzen 1 oder 2 genannte 
Person sind, 

2. als im Absatz 3 genannte mitwirkende Person sich einer weiteren mitwirkenden Person, die 
unbefugt ein fremdes, ihr bei der Ausübung oder bei Gelegenheit ihrer Tätigkeit bekannt 
gewordenes Geheimnis offenbart, bedient und nicht dafür Sorge getragen hat, dass diese zur 
Geheimhaltung verpflichtet wurde; dies gilt nicht für 
sonstige mitwirkende Personen, die selbst eine in den Absätzen 1 oder 2 genannte Person sind, 
oder 

3. nach dem Tod der nach Satz 1 oder nach den Absätzen 1 oder 2 verpflichteten Person ein 
fremdes Geheimnis unbefugt offenbart, das er von dem Verstorbenen erfahren oder aus dessen 
Nachlass erlangt hat. 

 
(5) Die Absätze 1 bis 4 sind auch anzuwenden, wenn der Täter das fremde Geheimnis nach dem Tod 
des Betroffenen unbefugt offenbart. 

 
(6) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe. 

 
Fußnote 
§ 203 Abs. 1 Nr. 5: Die anerkannten Beratungsstellen nach § 218b Abs. 2 Nr. 1 StGB stehen den 
anerkannten Beratungsstellen nach § 3 des G über die Aufklärung, Verhütung, Familienplanung 
und Beratung gleich gem. BVerfGE v. 4.8.1992 I 1585 - 2 BvO 16/92 u. a. - 
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§ 204 
Verwertung fremder Geheimnisse 

 
(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, zu 
dessen Geheimhaltung er nach § 203 verpflichtet ist, verwertet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

 
(2) § 203 Abs. 4 gilt entsprechend. 

 
 

§ 331 
Vorteilsannahme 

 
(1) Ein Amtsträger, ein Europäischer Amtsträger oder ein für den öffentlichen Dienst besonders 
Verpflichteter, der für die Dienstausübung einen Vorteil für sich oder einen Dritten fordert, sich 
versprechen lässt oder annimmt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft. 

 
(2) Ein Richter, Mitglied eines Gerichts der Europäischen Union oder Schiedsrichter, der einen Vorteil 
für sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen lässt oder annimmt, dass 
er eine richterliche Handlung vorgenommen hat oder künftig vornehme, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
fünf Jahren oder Geldstrafe bestraft. Der Versuch ist strafbar. 

 
 

(3) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 strafbar, wenn der Täter einen nicht von ihm geforderten Vorteil sich 
versprechen lässt oder annimmt und die zuständige Behörde im Rahmen ihrer Befugnisse entweder 
die Annahme vorher genehmigt hat oder der Täter unverzüglich bei ihr Anzeige erstattet und sie die 
Annahme genehmigt. 

 
 

§ 332 
Bestechlichkeit 

 
(1) Ein Amtsträger, ein Europäischer Amtsträger oder ein für den öffentlichen Dienst besonders 
Verpflichteter, der einen Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich 
versprechen lässt oder annimmt, dass er eine Diensthandlung vorgenommen hat oder künftig 
vornehme und dadurch seine Dienstpflichten verletzt hat oder verletzen würde, wird mit 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. In minder schweren Fällen ist die 
Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. Der Versuch ist strafbar. 

 
(2) Ein Richter, Mitglied eines Gerichts der Europäischen Union oder Schiedsrichter, der einen Vorteil 
für sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen lässt oder annimmt, dass 
er eine richterliche Handlung vorgenommen hat oder künftig vornehme und dadurch seine 
richterlichen Pflichten verletzt oder verletzen würde, wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu 
zehn Jahren bestraft. In minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis 
zu fünf Jahren. 

 
(3) Falls der Täter den Vorteil als Gegenleistung für eine künftige Handlung fordert, sich 
versprechen lässt oder annimmt, so sind die Absätze 1 und 2 schon dann anzuwenden, wenn er 
sich dem anderen gegenüber bereit gezeigt hat 

 
1. bei der Handlung seine Pflichten zu verletzen oder 
2. soweit die Handlung in seinem Ermessen steht, sich bei Ausübung des Ermessens durch den 

Vorteil beeinflussen zu lassen. 
 

§ 336 
Unterlassen der Diensthandlung 
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Der Vornahme einer Diensthandlung oder einer richterlichen Handlung im Sinne der §§ 331 bis 335a 
steht das Unterlassen der Handlung gleich. 

 
 

§ 353b 
Verletzung des Dienstgeheimnisses und einer besonderen Geheimhaltungspflicht 

 
(1) Wer ein Geheimnis, das ihm als 

 
1. Amtsträger 
2. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten oder 
3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personalvertretungsrecht wahrnimmt, 

 
anvertraut worden oder sonst bekannt geworden ist, unbefugt offenbart und dadurch wichtige 
öffentliche Interessen gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft. Hat der Täter durch die Tat fahrlässig wichtige öffentliche Interessen gefährdet, so wird er 
mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe bestraft. 

 
(2) Wer, abgesehen von den Fällen des Absatzes 1, unbefugt einen Gegenstand oder eine 
Nachricht, zu deren Geheimhaltung er 

 
1. auf Grund des Beschlusses eines Gesetzgebungsorgans des Bundes oder eines Landes oder 

eines seiner Ausschüsse verpflichtet ist oder 
2. von einer anderen amtlichen Stelle unter Hinweis auf die Strafbarkeit der Verletzung der 

Geheimhaltungspflicht 
förmlich verpflichtet worden ist, 

 
an einen anderen gelangen lässt oder öffentlich bekannt macht und dadurch wichtige öffentliche 
Interessen gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

 
(3) Der Versuch ist strafbar. 
(3a) Beihilfehandlungen einer in § 53 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 der Strafprozessordnung genannten 
Person sind nicht rechtswidrig, wenn sie sich auf die Entgegennahme, Auswertung oder 
Veröffentlichung des Geheimnisses oder des Gegenstandes oder der Nachricht, zu deren 
Geheimhaltung eine besondere Verpflichtung besteht, beschränken. 

 
(4) Die Tat wird nur mit Ermächtigung verfolgt. Die Ermächtigung wird erteilt 

 
1. von dem Präsidenten des Gesetzgebungsorgans 

 
a) in den Fällen des Absatzes 1, wenn dem Täter das Geheimnis während seiner Tätigkeit bei 

einem oder für ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines Landes bekannt geworden ist, 
b) in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1; 

 
2. von der obersten Bundesbehörde 

 
a) in den Fällen des Absatzes 1, wenn dem Täter das Geheimnis während seiner Tätigkeit sonst 

bei einer oder für eine Behörde oder bei einer anderen amtlichen Stelle des Bundes oder für 
eine solche Stelle bekannt geworden ist, 

b) in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2, wenn der Täter von einer amtlichen Stelle des Bundes 
verpflichtet worden ist; 

 
3. von der obersten Landesbehörde in allen übrigen Fällen der Absätze 1 und 2 Nr. 2. 
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§ 355 

Verletzung des Steuergeheimnisses 
 

(1) Wer unbefugt 
 

1. Verhältnisse eines anderen, die ihm als Amtsträger 
 

a) in einem Verwaltungsverfahren oder einem gerichtlichen Verfahren in Steuersachen, 
b) in einem Strafverfahren wegen einer Steuerstraftat oder in einem Bußgeldverfahren wegen 

einer Steuerordnungswidrigkeit, 
c) aus anderem Anlass durch Mitteilung einer Finanzbehörde oder durch die gesetzlich 

vorgeschriebene Vorlage eines Steuerbescheids oder einer Bescheinigung über die bei der 
Besteuerung getroffenen Feststellungen 

 
bekannt geworden sind, oder 
2. ein fremdes Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm als Amtsträger in einem der in Nummer 

1 genannten Verfahren bekannt geworden ist, 
 

offenbart oder verwertet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 

(2) Dem Amtsträger im Sinne des Absatzes 1 stehen gleich 
 

1. die für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten, 
2. amtlich zugezogene Sachverständige und 
3. die Träger von Ämtern der Kirchen und anderen Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts. 

 
(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Dienstvorgesetzten oder des Verletzten verfolgt. Bei Taten amtlich 
zugezogener Sachverständiger ist der Leiter der Behörde, deren Verfahren betroffen ist, neben dem 
Verletzten antragsberechtigt. 

 
 

§ 358 
Nebenfolgen 

 
Neben einer Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten wegen einer Straftat nach den §§ 332, 335, 
339, 340, 343, 344, 345 Abs. 1 und 3, §§ 348, 352 bis 353b Abs. 1, §§ 355 und 357 kann das Gericht 
die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden (§ 45 Abs. 2), aberkennen. 
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Vergabenummer Maßnahmenummer 

Maßnahme 

Leistung/CPV 

Anlage zu § 6 
Liste der fachlich Beteiligten 

Für die Erbringung folgender Leistungen sind vorgesehen bzw. bereits beauftragt: 

Leistung Auftragnehmer 

Projektsteuerung (siehe § 6.2 des Vertrages) 

 Objektplanung 

Sicherheits- u. Gesundheitsschutzkoordination 

Tragwerksplanung 

Prüfung der des Standsicherheitsnachweises 

Prüfung der des Brandschutznachweises 

Technische Ausrüstung: 

Abwasser-, Wasser- und Gasanlagen 

Wärmeversorgungsanlagen 

 Lufttechnische Anlagen 

 Starkstromanlagen 

 Fernmelde- und Informationstechnische Anlagen 

 Förderanlagen 

 nutzungsspezifische Anlagen 

 Gebäudeautomation 

wird noch bekannt gegeben

wird noch bekannt gegeben

wird noch bekannt gegeben

wird noch bekannt gegeben

Generalplanerleistungen - 71221000 Dienstleistung von Architekturbüros bei Gebäuden

Cantianstraße 24, 10437 Berlin
Sanierung und Modernisierung - 2. Bauabschnitt - (Neubau des Stadions)
Friedrich-Ludwig-Jahn-Sportpark - FLJS-2BA

12327E70007VM_26118_VgV_O_Ge
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Leistung Auftragnehmer 

 Freianlagen 

 Ingenieurbauwerke 

 Thermische Bauphysik  

Bau- und Raumakustik  

Vermessung 

Baugrundbeurteilung und Gründungsberatung 

Fachgutachter für Brandschutz 

Denkmalpflegegutachten 

Schadstoffkataster für das Projekt 

Schadstoffkataster für das Grundstück 

Lichtplanung 

Fassadenplanung 

wird noch vergeben (LP5-9)Generalunternehmer mit Planungsanteilen
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	2.4 Der Auftragnehmer hat den Auftraggeber jeweils zeitnah umfassend über den Stand der Planung und die planerischen Alternativen zur Realisierung der vereinbarten Planungs- und Überwachungsziele zu unterrichten, Auskunft über den vorgesehenen Bauabla...
	2.5 Hat der Auftragnehmer Bedenken gegen Anordnungen und Weisungen oder sonstige Vorgaben des Auftraggebers, muss er den Auftraggeber hierauf umgehend in Textform hinweisen und seine Bedenken (einschließlich der Konsequenzen einer Befolgung der Anordn...
	Weist der Auftragnehmer auf Bedenken nicht hin, kann er sich zu seiner Entlastung nicht auf eine Weisung, Anordnung oder sonstigen Vorgabe des Auftraggebers berufen.
	2.6 Der Auftragnehmer ist verpflichtet, dem Auftraggeber und den anderen fachlich Beteiligten und dem ggf. beauftragten Projektsteuerer die notwendigen Angaben und Unterlagen so rechtzeitig zu liefern, dass diese ihre Leistungen ordnungsgemäß erbringe...
	2.7 Der Auftraggeber hat zu den vom Auftragnehmer vorgeschlagenen planerischen Lösungen die im Rahmen der jeweiligen Leistungsstufe notwendigen Entscheidungen in angemessener Frist zu treffen. Er nimmt bei der Anberaumung von Besprechungen Rücksicht a...
	2.8 Treten während der Ausführung der Leistungen Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Auftragnehmer und anderen fachlich Beteiligten auf, hat der Auftragnehmer unverzüglich in Textform die Entscheidung des Auftraggebers herbeizuführen.
	2.9 Der Auftragnehmer hat den Auftraggeber über Ansprüche, die sich gegen ihn oder mit der Ausführung beauftragte Unternehmen oder andere fachlich Beteiligte ergeben können, unverzüglich in Textform zu unterrichten. Sofern der Auftragnehmer nicht mit ...
	2.10 Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber auf Verlangen über seine Leistungen auch nach deren Abnahme unverzüglich und ohne besondere Vergütung schriftliche Stellungnahmen sowie schriftliche Stellungnahmen zu Anfragen der Rechnungsprüfungsbehörde ab...
	2.11 Streitfälle berechtigen den Auftragnehmer nicht, die Leistungen einzustellen. Gesetzliche Zurückbehaltungsrechte bleiben unberührt.
	§ 3
	Vertretung des Auftraggebers durch den Auftragnehmer
	3.1 Ist der Auftragnehmer mit Leistungen der Bau- bzw. Objektüberwachung beauftragt, ist er berechtigt und verpflichtet, die ausführenden Unternehmen zur vertragsgemäßen Ausführung ihrer Leistungen anzuhalten und ihnen gegenüber Anordnungen zu treffen...
	Ist der Auftragnehmer mit der Überwachung der Bauausführung beauftragt, bevollmächtigt der Auftraggeber den Auftragnehmer in diesem Rahmen mit der Vornahme folgender Handlungen bzw. Abgabe folgender Erklärungen:
	- technische (nicht rechtsgeschäftliche) Abnahmen gegenüber bauausführenden Firmen;
	- Entgegennahme und Abzeichnung von Stundenlohnnachweisen und Bautagesberichten;
	- Erteilung von Weisungen auf der Baustelle [im Sinne von § 4 Absatz 1 Nummer 3 der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen Teil B (VOB/B)];
	- Mängelrügen, ggf. mit angemessenen Fristsetzungen;
	- Inverzugsetzungen;
	- Entgegennahme von Rechnungen zur fachtechnischen Prüfung;
	- Aufnahme eines gemeinsamen Aufmaßes mit den ausführenden Firmen;
	- alle weiteren Erklärungen, die zur vertragsgemäßen, mangelfreien und rechtzeitigen Ausführung der Leistungen der beteiligten Planer und Bauunternehmer notwendig sind.
	3.2 Eine weitergehende Vollmacht wird dem Auftragnehmer, soweit nicht ausdrücklich etwas anderes (in Textform) vereinbart ist, darüber hinaus nicht erteilt. Er darf insbesondere keine Anordnungen gegenüber den an der Planung Beteiligten und den ausfüh...
	3.3 Verhandlungen mit Behörden bedürfen der vorherigen Zustimmung des Auftraggebers in Textform, im Falle von Verfahren nach § 77 Bauordnung Berlin (BauO Bln) seiner Beteiligung. Anträge, die bei Behörden gestellt werden sollen, sind vom Auftragnehmer...
	§ 4
	Herausgabeanspruch des Auftraggebers
	4.1 Die vom Auftragnehmer zur Erfüllung des Vertrags angefertigten Unterlagen sind vor Vertragsbeendigung an den Auftraggeber herauszugeben; sie werden dessen Eigentum. Diese Regelung gilt für erarbeitete Daten entsprechend. Der Auftragnehmer übergibt...
	4.2 Die dem Auftragnehmer überlassenen Unterlagen sind dem Auftraggeber unverzüglich nach Erfüllung oder Beendigung seines Vertrages zurückzugeben.
	Zurückbehaltungsrechte, die nicht auf diesem Vertragsverhältnis oder auf einem mit diesem Vertrag in Zusammenhang stehenden Rechtsgeschäft beruhen, sind ausgeschlossen.
	4.3 Auf Anforderung des Auftraggebers hat der Auftragnehmer die vom Auftraggeber digital zur Verfügung gestellten Daten oder im Zusammenhang mit diesem Projekt vom Auftragnehmer erstellten Daten in seinem DV-System zu löschen.
	§ 5
	Urheberrecht
	5.1 Soweit die vom Auftragnehmer gefertigten Unterlagen und Daten das ausgeführte Werk ganz oder in Teilen urheberrechtlich geschützt sind, bestimmen sich die Rechte des Auftraggebers auf Nutzung, Änderung und Veröffentlichung dieser Werke nach den Nu...
	Die Nummern 5.1.1.bis 5.1.4 gelten auch, wenn das Vertragsverhältnis vorzeitig endet.
	Gegen fachliche Weisungen des Auftraggebers kann der Auftragnehmer nicht einwenden, dass die von ihm im Rahmen des Auftrags erstellten Pläne und Unterlagen seinem Urheberrecht unterliegen.
	5.1.1 Für die Zwecke der Herstellung und späteren Nutzung des vertragsgegenständlichen Bauvorhabens darf der Auftraggeber die Unterlagen und Daten für die im Vertrag genannte Baumaßnahme und das ausgeführte Werk ohne Mitwirkung des Auftragnehmers nutz...
	Für den Fall, dass der Auftrag des Auftragnehmers vor Vollendung des Bauwerks endet, räumt der Auftragnehmer dem Auftraggeber schon jetzt das Nutzungsrecht (Nachbaurecht) ein, um ihm die Fertigstellung des Bauwerks zu ermöglichen.
	Der Auftraggeber ist grundsätzlich berechtigt, das Bauwerk abweichend von den Plänen des Auftragnehmers zu errichten bzw. das Bauwerk nachträglich zu ändern. Er muss die Änderungsabsicht aber dem Auftragnehmer gegenüber rechtzeitig ankündigen und ihm ...
	5.1.2 Der Auftraggeber hat das Recht zur Veröffentlichung - sofern der Auftragnehmer nicht vorher widersprochen hat - unter Namensangabe des Auftragnehmers. Das Veröffentlichungsrecht des Auftragnehmers unterliegt der vorherigen schriftlichen Zustimmu...
	5.1.3 Ein gesonderter Honoraranspruch für die Übertragung der Nutzungsrechte steht dem Auftragnehmer nicht zu.
	5.1.4 Die unveräußerlichen Urheberpersönlichkeitsrechte sind von den vorstehenden Regelungen nicht berührt.
	5.2 Liegen die Voraussetzungen von § 5.1 Absatz 1 nicht vor, darf der Auftraggeber die Unterlagen und Daten für die im Vertrag genannte Baumaßnahme ohne Mitwirkung des Auftragnehmers nutzen und ändern; dasselbe gilt auch für das ausgeführte Werk. Der ...
	Das Veröffentlichungsrecht des Auftragnehmers unterliegt der vorherigen Zustimmung in Textform des Auftraggebers.
	Die Planungs- und Kostendaten der Baumaßnahme dürfen vom Auftragnehmer nicht an Dritte weitergegeben werden; § 2 Nummer 2.5 bleibt davon unberührt.
	5.3 Der Auftraggeber kann seine vorgenannten Rechte auf den jeweiligen zur Verfügung über das Grundstück Berechtigten übertragen.
	§ 6
	Vertraulichkeit
	6.1 Der Auftragnehmer hat die ihm im Rahmen seiner Leistungserbringung bekannt gewordenen Vorgänge, Informationen und Unterlagen vertraulich zu behandeln. Diese Pflicht besteht nach Beendigung des Vertragsverhältnisses fort. Gesetzlichen Offenlegungsp...
	Der Auftragnehmer hat Personen, die er mit der Erfüllung der Vertragspflichten beauftragt, schriftlich zur Verschwiegenheit im Sinne von Satz 1 und 2 zu verpflichten und die Erfüllung dieser Verpflichtung dem Auftraggeber auf dessen Verlangen nachzuwe...
	6.2 Daten, Unterlagen (insbesondere Pläne) und Auskünfte über die Baumaßnahme darf der Auftragnehmer an der Planung oder Ausführung beteiligten Dritten nur mit vorheriger Zustimmung des Auftraggebers weitergeben; § 2 Nummer 2.6 und § 5 Nummer 5.2 blei...
	Anfragen der Medien hat er an den Auftraggeber weiter zu leiten.
	§ 7
	Behandlung von Unterlagen
	7.1 Der Auftragnehmer hat Zeichnungen, Beschreibungen, Berechnungen und sonstige Unterlagen DIN-gemäß zu erstellen, aufeinander abzustimmen und sachlich in sich schlüssig dem Auftraggeber vorzulegen. Sie müssen den Vorgaben der ABau entsprechen.
	7.2 Der Auftragnehmer hat sicherzustellen, dass seine Arbeitsergebnisse über die DV-Anlagen des Auftraggebers und der übrigen fachlich Beteiligten ausgetauscht werden können.
	Auf Verlangen des Auftraggebers ist zur Prüfung der Kompatibilität der DV-Systeme der Datenaustausch zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer praktisch zu testen.
	Alle Pläne und Planinhalte sind nach Vorgabe durch den Auftraggeber einheitlich zu kodieren; der Auftragnehmer erarbeitet hierzu Vorschläge, für deren Umsetzung es der Zustimmung des Auftraggebers bedarf.
	7.3 Der Auftragnehmer unterzeichnet die von ihm gefertigten Unterlagen als „Verfasser“.
	Der Auftragnehmer hat die Planungsunterlagen, soweit ein Baugenehmigungsverfahren durchgeführt wird, als Bauvorlagen zu erstellen und diese als bauvorlageberechtigter Entwurfsverfasser zu unterzeichnen. In allen bauaufsichtlichen Verfahren nach §§ 62,...
	§ 8
	Leistungsverzögerungen
	8.1 Der Auftraggeber ist berechtigt, den Auftragnehmer zur vertragsgerechten Leistungserbringung anzuhalten und Anordnungen zu treffen, wenn der Auftragnehmer seine Tätigkeiten nicht zeitgerecht aufnimmt oder fortführt.
	8.2 Verzögert der Auftragnehmer eine Leistung, für die keine Vertragsfrist besteht, kann ihm der Auftraggeber, nachdem er die fällige Leistung angemahnt hat (§ 286 Abs. 1 BGB), eine angemessene Frist zur Leistungserbringung setzen. Hält der Auftragneh...
	8.3 Können Vertragsfristen vom Auftragnehmer aus von diesem nicht zu vertretenden Gründen nicht eingehalten werden, so gerät der Aufragnehmer in Verzug, wenn der Auftraggeber die fälligen Leistungen anmahnt (§ 286 Abs. 1 BGB). Bei der Ermittlung des F...
	8.4 Der Auftragnehmer hat Anspruch auf Verlängerung von Vertragsfristen, wenn er bei der Erbringung seiner Leistung durch einen Umstand aus dem Risikobereich des Auftraggebers oder durch höhere Gewalt oder andere für den Auftragnehmer unabwendbare Ums...
	Behinderungen hat er unverzüglich in Textform anzuzeigen. Unterlässt er diese Anzeige, obwohl ihm das nach den Umständen möglich gewesen wäre, hat er nur dann Anspruch auf Berücksichtigung behindernder Umstände, wenn dem Auftraggeber die entsprechende...
	§ 9
	Abnahme
	9.1  Nach vollständiger Leistungserbringungen hat die Abnahme gemeinsam und förmlich zu erfolgen. Die Abnahme ist vom Auftragnehmer in Textform zu beantragen.
	9.2 Das Ergebnis der Abnahme ist in einem gemeinsamen Protokoll festzuhalten; im Protokoll sind vorhandene Mängel festzustellen und die vertraglichen Erfüllungsansprüche vorzubehalten.
	9.3 Der gesetzliche Anspruch auf Teilabnahme gemäß § 650 s BGB bleibt unberührt; darüber hinaus steht dem Aufragnehmer ein Anspruch auf Teilabnahmen nicht zu.
	§ 10
	Vergütung
	10.1 Alle Vergütungsregelungen sind vor Beginn der Leistungen in Textform zu vereinbaren.
	10.2 Soweit der Auftragnehmer im Ausnahmefall und bei entsprechender Einigung der Parteien, die in Textform zu erfolgen hat, berechtigt ist, nach Zeitaufwand abzurechnen, hat er die erbrachten Stunden durch qualifizierte, die Leistung genau bezeichnen...
	Mit der Unterzeichnung von Stundenzetteln erkennt der Auftraggeber die Leistungen nach Art und Umfang der aufgelisteten Stunden an. Die Prüfung des Vergütungsanspruchs dem Grund und Höhe nach bleibt davon unberührt.
	10.3 Für die Erteilung von Auskünften über eigene Leistungen im Zuge der Rechnungsprüfung erhält der Auftragnehmer keine zusätzliche Vergütung.
	10.4 Aus Unterbrechungen und Verzögerungen des Projekts kann der Auftragnehmer nur unter den Voraussetzungen eines entsprechenden gesetzlichen Anspruchs (z. B. §§ 280 ff., 286 ff., 313, 642 BGB) Ansprüche herleiten.
	§ 11
	Abrechnung
	11.1 Sobald die vereinbarten Leistungen insgesamt vertragsgemäß erbracht und abgenommen sind, hat der Auftragnehmer sie prüffähig abzurechnen (Schlussrechnung).
	Er hat seine Schlussrechnungen übersichtlich aufzustellen und dabei die Reihenfolge der Leistungspositionen gemäß der Gliederungsstruktur der Anlage zu den Spezifischen Leistungspflichten und den Vergütungsregelungen (Honorar, Nebenkosten, Umsatzsteue...
	Änderungen und Ergänzungen des Vertrags sind besonders kenntlich zu machen und auf Verlangen des Auftraggebers getrennt abzurechnen.
	11.2 Die Schlussrechnung muss innerhalb von 2 Monaten nach vertragsgemäßer Erbringung der letzten Leistung eingereicht werden.
	Reicht der Auftragnehmer aus von ihm zu vertretenden Gründen eine prüffähige Schlussrechnung nicht ein, obwohl ihm der Auftraggeber nach Ablauf dieser Frist dafür eine angemessene Nachfrist gesetzt hat, so kann der Auftraggeber die Schlussrechnung sel...
	§ 12
	Zahlungen
	12.1 Für Abschlagszahlungen gilt § 632 a BGB bzw. § 15 Satz 2 HOAI i. V. m. § 632a BGB. Auf Antrag des Auftragnehmers werden Abschlagszahlungen für die nachgewiesenen vertragsgemäßen Leistungen und Nebenkosten einschließlich des darauf entfallenden bz...
	Die Forderungsaufstellung (Abschlagsrechnung) muss prüffähig sein.
	12.2 Sicherheit für die Vertragserfüllung:
	12.2.1 Als Sicherheit für die Vertragserfüllung, insbesondere die vertragsgemäße Ausführung der Leistung einschließlich der Abrechnung, Schadensersatz, Vertragsstrafen, Rückzahlung von Überzahlungen, Ansprüche auf vertragsgemäße Erbringung von geänder...
	12.2.2 Die vom Auftragnehmer gewährte Sicherheit für die Vertragserfüllung ist mit Fälligkeit des Werklohns herauszugeben, sofern und soweit die von der Sicherheit erfassten Ansprüche erfüllt sind.
	12.2.3 Wird Sicherheit durch Hinterlegung von Geld geleistet, so hat der Auftragnehmer den Betrag bei einem zu vereinbarenden Geldinstitut auf ein Sperrkonto einzuzahlen, über das beide nur gemeinsam verfügen können ("Und-Konto"). Etwaige Zinsen stehe...
	12.3 Wird nach Annahme der Teil- / Schlusszahlung festgestellt, dass die Vergütung abweichend vom Vertrag oder aufgrund unzutreffender anrechenbarer Kosten ermittelt wurde, so ist die Abrechnung zu berichtigen. Auftraggeber und Auftragnehmer sind verp...
	12.4 Die Ausgaben des Auftraggebers unterliegen der Rechnungsprüfung durch den Rechnungshof. Die Rechnungsprüfung kann auch erst nach Ablauf mehrerer Jahre durchgeführt werden. Die gesetzliche Verjährungsfrist (§ 195 BGB) von Ansprüchen des Auftraggeb...
	§ 13
	Kündigung
	13.1 Eine Kündigung bedarf der Schriftform. Auftragnehmer und Auftraggeber sind zur Kündigung dieses Vertrages aus wichtigem Grunde berechtigt. Das Recht des Auftraggebers zur ordentlichen Vertragskündigung sowie ggf. das Sonderkündigungsrecht beider ...
	13.2 Kündigung durch den Auftraggeber
	13.2.1 Die Kündigung durch den Auftraggeber und ihre Folgen richten sich nach den §§ 648, 648a BGB.
	13.2.2 Ein wichtiger Kündigungsgrund liegt für den Auftraggeber insbesondere dann vor, wenn
	- das Vertrauensverhältnis zwischen den Parteien auf Grund nach Vertragsschluss eingetretener Umstände erheblich gestört ist, oder andere Umstände vorliegen, auf Grund derer ein Festhalten des Auftraggebers am Vertrag nicht mehr zugemutet werden kann;
	- der Auftragnehmer seine Zahlungen eingestellt hat, die Eröffnung des Insolvenzverfahrens über sein Vermögen beantragt hat oder die Leistungsfähigkeit des Auftragnehmers aus anderen Gründen so beeinträchtigt ist, dass ein Vertrauen in seine Fähigkeit...
	13.2.3 Die Kündigung des Vertrages kann auf einen abgrenzbaren Teil der geschuldeten Werkleistung beschränkt werden, § 648a Absatz 2 BGB. Das gilt auch für innerhalb der einzelnen beauftragten Leistungsstufe zu erbringende Einzelleistungen, soweit es ...
	Nach Kündigung des Vertrages oder eines Teils davon ist der Auftraggeber berechtigt, die bisher erbrachten Leistungen des Auftragnehmers für die im Vertrag genannte Baumaßnahme zu nutzen und zu ändern.
	Entstehen dem Auftraggeber durch die Kündigung nach Nummern 13.2.2 oder 13.2.3 zusätzliche Kosten oder Aufwendungen, z.B. durch Verzögerung der Projektrealisierung oder Weiterbeauftragung an einen Dritten, gehen sie zu Lasten des Auftragnehmers.
	13.2.4 Bei einer Kündigung nach Nummern 13.2.2 oder 13.2.3 soll der Auftraggeber – unbeschadet seines Rechts auf Nachbenennung – die Kündigungsgründe in kurzer, nachvollziehbarer Weise im Kündigungsschreiben darlegen.
	13.2.5 Die Rechte und Pflichten hinsichtlich der Feststellung des Leistungsstandes nach Kündigung richten sich nach § 648a Absatz 4 BGB. Insbesondere kann der Auftragnehmer die Feststellung und Abnahme seiner bis zur Kündigung erbrachten Leistungen al...
	13.2.6 Für die Kündigung bei Verstößen gegen das Vergaberecht gilt § 133 GWB.
	13.3 Kündigung durch den Auftragnehmer
	13.3.1 Der Auftragnehmer ist zur Kündigung berechtigt, wenn im Falle einer vereinbarten stufenweisen Beauftragung der Auftraggeber weitere Leistungen nicht innerhalb angemessener Frist nach vollständiger Erbringung der zuletzt beauftragten Leistungen ...
	Die Kündigung des Auftragnehmers muss in diesem Fall spätestens zwei Wochen nach Zugang des Abrufs weiterer Leistungen beim Auftragnehmer gegenüber dem Auftraggeber erklärt werden.
	Aus einer Kündigung nach Satz 1 erwachsen keiner Vertragspartei Schadensersatz-, Entschädigungs- oder Vergütungsansprüche; Ansprüche im Zusammenhang mit den bis zur Kündigung erbrachten Leistungen bleiben unberührt.
	13.3.2 Der Auftragnehmer ist zur Kündigung aus wichtigen Grund berechtigt, wenn das Vertrauensverhältnis zwischen den Parteien so erheblich gestört ist oder andere Gründe vorliegen, auf Grund derer dem Auftragnehmer ein Festhalten am Vertrag nicht meh...
	13.4 Die Kündigung aus wichtigem Grunde ist erst zulässig, wenn der kündigende Vertragspartner dem anderen Vertragspartner zuvor ohne Erfolg in Textform eine angemessene Frist zur Vertragserfüllung gesetzt und erklärt hat, dass er nach fruchtlosem Abl...
	Die Bestimmung einer angemessenen Frist zur Vertragserfüllung ist aus den in § 323 Absatz 2 Nummer 1 und Nummer 2 BGB genannten Gründen entbehrlich, insbesondere wenn die andere Vertragspartei die Vertragserfüllung schon zuvor endgültig und ernsthaft ...
	13.5 Der Berechtigte kann nur innerhalb einer angemessenen Frist kündigen, nachdem er vom Kündigungsgrund Kenntnis erlangt hat.
	13.6 Im Falle der ordentlichen Vertragskündigung durch den Auftraggeber sowie im Falle der einvernehmlichen Vertragsaufhebung (ohne dass die Vertragsaufhebung aus einem vom Auftragnehmer zu vertretenden Grunde veranlasst worden wäre), behält der Auftr...
	Die ersparten Aufwendungen werden mit 95 % des Honorars der noch nicht erbrachten Leistungen festgelegt, sofern nicht der Auftraggeber höhere, oder der Auftragnehmer geringere Ersparnisse nachweist. Anderweitiger Erwerb ist von dieser Pauschalierung n...
	13.7 Im Falle einer Vertragsbeendigung durch eine vom Auftraggeber ausgesprochene Kündigung oder eine einvernehmliche Vertragsaufhebung aus einem wichtigen, vom Auftragnehmer zu vertretenden Grund hat der Auftragnehmer lediglich Anspruch auf Vergütung...
	13.8 In allen sonstigen Fällen der Vertragsbeendigung (Kündigung bzw. einvernehmliche Vertragsaufhebung aus wichtigem Grunde durch den Auftragnehmer, sowie Kündigung bzw. einvernehmliche Vertragsaufhebung aus einem wichtigen, aber nicht vom Auftragneh...
	13.9 Die Ansprüche der Vertragsparteien aus §§ 4, 5, 6, 13, 14, 15 und 16 AVB bleiben unberührt.
	§ 14
	Haftung und Verjährung
	14.1 Die Rechte des Auftraggebers aus Pflichtverletzungen des Auftragnehmers wie Mängel- und Schadensersatzansprüche richten sich nach den gesetzlichen Vorschriften.
	14.2 Die Verjährungsfristen für Mängelansprüche des Auftraggebers bestimmen sich nach § 634a BGB und beginnen mit der (Teil-) Abnahme der Leistungen gemäß § 9.
	§ 15
	Haftpflichtversicherung
	15.1 Der Auftragnehmer muss auf eigene Kosten eine Berufshaftpflichtversicherung während der gesamten Vertragszeit unterhalten und nachweisen. Er hat zu gewährleisten, dass zur Deckung eines Schadens aus dem Vertrag Versicherungsschutz für alle im Ver...
	15.2 Der Auftragnehmer hat vor dem Nachweis des Versicherungsschutzes keinen Anspruch auf Leistungen des Auftraggebers. Der Auftraggeber kann Zahlungen vom Nachweis des Fortbestehens des Versicherungsschutzes abhängig machen.
	15.3 Der Auftragnehmer ist zur unverzüglichen schriftlichen Anzeige verpflichtet, wenn und soweit Versicherungsschutz im vereinbarten Umfang nicht mehr besteht. Er ist in diesem Fall verpflichtet, unverzüglich durch Abschluss eines neuen Versicherungs...
	§ 16
	Arbeitsgemeinschaft
	16.1 Sofern eine Arbeitsgemeinschaft Auftragnehmer ist, übernimmt das mit der Vertretung beauftragte, im Vertrag genannte Mitglied die Federführung. Es vertritt alle Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft dem Auftraggeber gegenüber. Beschränkungen seiner ...
	Es ist zudem zentraler Ansprechpartner für den Auftraggeber in allen Belangen und im Verhältnis zum Auftraggeber für die Koordination innerhalb der Arbeitsgemeinschaft verantwortlich.
	16.2 Für die Erfüllung der vertraglichen Verpflichtungen haftet jedes Mitglied der Arbeitsgemeinschaft auch nach deren Auflösung gesamtschuldnerisch.
	16.3 Die Zahlungen werden mit befreiender Wirkung für den Auftraggeber ausschließlich an den im Vertrag genannten Vertreter der Arbeitsgemeinschaft oder nach dessen schriftlicher Weisung geleistet. Auch im Fall der Auflösung der Arbeitsgemeinschaft gi...
	§ 17  Umsatzsteuer
	Die Umsatzsteuer ist gemäß Umsatzsteuergesetz in Abschlagsrechnungen mit dem zum Zeitpunkt des Entstehens der Steuer, in Teil- und Schlussrechnungen mit dem zum Zeitpunkt des Bewirkens der Leistung geltenden Steuersatz anzusetzen.
	§ 18
	Schlussbestimmungen
	18.1 Erfüllungsort für die Leistungen des Auftragnehmers ist die Baustelle, soweit die Leistungen dort zu erbringen sind, im Übrigen der Sitz des Auftraggebers.
	18.2 Liegen die Voraussetzungen für eine Gerichtsstandsvereinbarung nach § 38 der Zivilprozessordnung (ZPO) vor, wird als Gerichtsstand Berlin vereinbart
	18.3 Änderungen und Ergänzungen des Vertrages bedürfen der Textform.
	18.4 Widersprüche zwischen den vorgenannten Vertragsbestandteilen und Grundlagen bzw. Widersprüche innerhalb einzelner Vertragsbestandteile und Grundlagen sind im Wege einer Auslegung des Vertrages als sinnvolles Ganzes unter besonderer Berücksichtigu...
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